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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 3508/92 DES RATES
vom 27. November 1992

zur Einführung eines integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems für
bestimmte gemeinschaftliche Beihilferegelungen

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des
Rates vom 21 . April 1970 über die Finanzierung der
gemeinsamen Agrarpolitik (4) treffen die Mitgliedstaaten
die erforderlichen Maßnahmen, um sich von der tatsäch­
lichen und ordnungsgemäßen Durchführung der vom
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die
Landwirtschaft (EAGFL) finanzierten Maßnahmen zu
überzeugen und Unregelmäßigkeiten zu verhindern und
zu ahnden. Ebenso sieht Artikel 23 der Verordnung
(EWG) Nr. 4253/88 des Rates vom 19 . Dezember 1988
zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88
hinsichtlich der Koordinierung der Interventionen der
verschiedenen Strukturfonds einerseits und zwischen
diesen und den Interventionen der Europäischen Investi­
tionsbank und der sonstigen vorhandenen Finanzierungs­
instrumente andererseits (*) dieselbe Art von Verpflich­
tung im Bereich der landwirtschaftlichen Strukturpolitik
vor.

Bisher werden die einzelnen Beihilferegelungen wegen
ihrer verschiedenartigen Strukturen von den Mitglied­
staaten gemäß den für jedes System geltenden Regeln
verwaltet und kontrolliert. Bei der Neuausrichtung der
vorhandenen Marktstützungsinstrumente im Zuge der
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik sieht die Gemein­
schaft sowohl im Sektor der pflanzlichen Produktion als

auch im Bereich der tierischen Produktion weitgehend
direkte flächenbezogene Erzeugerbeihilfen vor.

Zur Anpassung der Verwaltungs- und Kontrollmecha­
nismen an die neue Situation sowie zur Verbesserung
ihrer Effizienz und Rentabilität ist es erforderlich, ein
neues integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem zu
schaffen, das sowohl die Stützungsregelungen in den
Sektoren verschiedener landwirtschaftlicher Kultur­
pflanzen als auch diejenigen für Rind-, Schaf- und
Ziegenfleisch sowie die spezifischen Maßnahmen zugun­
sten der landwirtschaftlichen Berggebiete und bestimmter
benachteiligter Gebiete umfaßt. Es ist zweckmäßig, eine
Möglichkeit vorzusehen, später auch andere Beihilferege­
lungen einzubeziehen, die auf die Fläche bezogen sind.
Die Elemente des integrierten Systems können dazu
beitragen, die Verwaltungs- und Kontrollmaßnahmen im
Rahmen derjenigen Gemeinschaftssysteme, die nicht dem
vorliegenden System unterworfen sind, effizienter zu
gestalten. Es ist daher angebracht, die Mitgliedstaaten zu
ermächtigen, darauf zurückzugreifen , ohne jedoch, in
welcher Form es auch sei , die betreffenden Vorschriften
zu verletzen .

Wegen der Komplexität eines solchen Systems sowie der
Vielzahl der zu bearbeitenden Beihilfeanträge sind geeig­
nete technische Mittel sowie Verwaltungs- und Kontroll­
methoden unerläßlich . Das integrierte System muß daher
auf einzelstaatlicher Ebene eine informatisierte Daten­
bank, ein alphanumerisches System zur Identifizierung
der landwirtschaftlichen Parzellen , der Beihilfeanträge der
Betriebe, ein integriertes Kontrollsystem sowie im
Bereich der tierischen Produktion ein Identifizierungs­
und Erfassungssystem für Tiere beinhalten .

Die Verwaltung und Auswertung der erhobenen Daten
bei der Prüfung der Beihilfeanträge erfordern die Einrich­
tung einer leistungsfähigen informatisierten Datenbank,
die insbesondere einen Kontrollabgleich gestattet.

Die Identifizierung der landwirtschaftlichen Parzellen ist
ein Schlüsselelement für die ordnungsgemäße Anwen­
dung eines flächenbezogenen Systems . Es hat sich gezeigt,
daß die praktizierten Verfahren bestimmte Schwachstellen
aufweisen. Daher empfiehlt es sich, ein alphanumerisches
Identifikationssystem vorzusehen, das gegebenenfalls
durch die technischen Mittel der Fernerkundung unter­
stützt wird.

(') ABl. Nr. C 9 vom 15. 1 . 1992, S. 4 .
(2) Stellungnahme vom 17. November 1992 (noch nicht im
Amtsblatt veröffentlicht).

0 ABl. Nr. C 98 vom 21 . 4. 1992, S. 29.
(4) ABl. Nr. L 94 vom 28 . 4. 1970, S. 13 . Verordnung zuletzt ge­
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2048/88 (ABl . Nr. L
185 vom 15. 7. 1988, S. 1 ).

O ABl. Nr. L 374 vom 31 . 12. 1988, S. 1 .



5. 12. 92Nr. L 355/2 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

a) im Sektor der pflanzlichen Produktion für die Stüt­
zungsregelung für Erzeuger von bestimmten landwirt­
schaftlichen Kulturpflanzen gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 1 765/92 (2) ;

b) im Sektor der tierischen Produktion für

— die Prämienregelungen zugunsten der Rindfleisch­
erzeuger gemäß Artikel 4 Buchstaben a) bis h) der
Verordnung (EWG) Nr. 805/68 (3),

— die Prämienregelung zugunsten der Erzeuger von
Schaffleisch gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 3013/89 (4),

— die Sondermaßnahmen zugunsten der Landwirt­
schaft in Berggebieten und bestimmten benachtei­
ligten Gebieten gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 2328/91 (*) betreffend die Ausgleichsentschädi­
gung für Erzeuger von Rindfleisch, Schaf- und
Ziegenfleisch sowie Pferdefleisch,

im folgenden „Gemeinschaftsregelungen" genannt.

Zur Sicherstellung einer wirksamen Kontrollmöglichkeit
ist der Antrag auf Flächenbeihilfe spätestens im Laufe des
ersten Jahresquartals zu stellen . Der Mitgliedstaat kann
jedoch in begründeten Fällen ermächtigt werden, einen
späteren Zeitpunkt zugrunde zu legen . Für das Jahr 1993
ist aufgrund der Schwierigkeiten der Einführung des inte­
grierten Systems ein späterer Zeitpunkt zulässig.

Im Bereich der tierischen Produktion erfordert jede effi­
ziente Kontrolle die Identifizierung und die Erfassung der
Tiere. Zu diesem Zweck sieht die Richtlinie
92/102/EWG des Rates vom 27. November 1992 über die
Kennzeichnung und Registrierung von Tieren (') diesbe­
zügliche Vorschriften vor ; es ist daher zweckmäßig, sich
darauf zu beziehen.

Für die Beantragung der Beihilfe gelten nach wie vor die
sektoralen Bestimmungen. Der Einfachheit halber sollen
die Mitgliedstaaten jedoch ermächtigt werden, die Vorlage
eines einzigen Antrags für mehrere Beihilferegelungen
vorzusehen.

Einer der Hauptvorteile des neuen Systems ist die
Einrichtung eines integrierten Kontrollsystems in jedem
Mitgliedstaat bei Vermeidung von Kumulierungen gleich­
artiger sektoraler Kontrollen. Dadurch dürfte die aufgrund
der Reform der gemeinsamen Agrarpolitik erforderliche
Verstärkung der Kontrolle ohne nennenswerte Erhöhung
der Anzahl der Kontrollen erreicht werden. Die Beihilfe­
anträge müssen einer erweiterten Verwaltungskontrolle
mit Hilfe informatisierter Datenbanken unterzogen
werden. Bisher wurden die Verwaltungskontrollen durch
Kontrollen vor Ort ergänzt. Was die Flächen betrifft, so
können die Kontrollen vor Ort weitgehend durch
Kontrollen per Fernerkundung ersetzt werden.

Die Kosten für die Einrichtung des integrierten Systems
kann zu einer erheblichen Haushaltsmehrbelastung der
Mitgliedstaaten führen . Daher soll für einen bestimmten
Zeitraum eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft
vorgesehen werden. Der Vielfalt der Produktionsstruk­
turen in den Mitgliedstaaten ist dabei Rechnung zu
tragen. Die finanzielle Beteiligung muß daher insbeson­
dere under Berücksichtigung der Zahl der Landwirt­
schaftsbetriebe, die Bedeutung des Viehbestands , sowie der
landwirtschaftlichen Nutzfläche in den Mitgliedstaaten
aufgeschlüsselt werden .

Es ist ein Zeitraum für die schrittweise Einführung aller
Elemente des integrierten Systems vorzusehen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

(2) Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit den Anwendungsbereich des inte­
grierten Systems auf andere gemeinschaftliche Beihilfere­
gelungen ausdehnen.

(3) Die Mitgliedstaaten können zum Zwecke der
Anwendung von gemeinschaftlichen Beihilferegelungen,
die nicht unter die vorliegende Verordnung fallen, einen
oder mehrere verwaltungsmäßige, technische oder daten­
verarbeitungsspezifische Bestandteile des integrierten
Systems in ihr Verwaltungs- und Kontrollverfahren einbe­
ziehen ; die Einzelvorschriften dieser Regelungen, insbe­
sondere die Vorschriften betreffend die Bedingungen der
Beihilfegewährung, bleiben hiervon unberührt.

Die Mitgliedstaaten können diese Möglichkeit auf einzel­
staatliche Regelungen ausdehnen. Sie können die im
Rahmen des integrierten Systems erhobenen Daten für
statistische Zwecke verwenden.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission recht­
zeitig, bevor sie von diesen Möglichkeiten Gebrauch
machen.

Artikel 1

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat richtet ein integriertes Verwal­
tungs- und Kontrollsystem — nachstehend „integriertes
System" genannt — ein, und zwar

(2) ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7. 1992, S. 12. Verordnung geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2467/92 der Kommission
(ABl. Nr. L 246 vom 27. 8 . 1992, S. 11 ).

(3) ABl . Nr. L 148 vom 28. 6. 1968, S. 24. Verordnung zuletzt ge­
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2066/92 (ABl. Nr. L
215 vom 30. 7. 1992, S. 49).

O ABl. Nr. L 289 vom 7. 10 . 1989, S. 1 . Verordnung zuletzt ge­
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2069/92 (ABl. Nr. L
215 vom 30. 7. 1992, S. 59).

(^ ABl . Nr. L 218 vom 6. 8 . 1991 , S. 1 . Verordnung zuletzt geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2080/92 (ABl. Nr. L
215 vom 30. 7. 1992, S. 96).(') Siehe Seite 32 dieses Ambtsblatts.
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Die Kommission trägt dafür Sorge, daß die Inanspruch­
nahme dieser Möglichkeit der Einhaltung der
Vorschriften der sektorspezifischen Verordnungen und
der vorliegenden Verordnung nicht entgegensteht.

(4) Unbeschadet spezifischer Bestimmungen im
Rahmen der in Absatz 1 vorgesehenen Regelungen
bedeutet im Sinne dieser Verordnung :
— „Betriebsinhaber" : der einzelne landwirtschaftliche

Erzeuger, dessen Betrieb sich im Gebiet der Gemein­
schaft befindet, gleich ob natürliche oder juristische
Person oder eine Vereinigung natürlicher oder juristi­
scher Personen und unabhängig davon, welchen
rechtlichen Status die Vereinigung und ihre Mitglieder
aufgrund der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
haben ;

— „Betrieb ": die Gesamtheit der vom Betriebsinhaber
verwalteten Produktionseinheiten, die sich im
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates befinden ;

— „ landwirtschaftlich genutzte Parzelle ": ein zusam­
menhängendes Stück Land, das von einem einzigen
Betriebsinhaber für eine bestimmte Kultur genutzt
wird. Die Kommission legt gemäß dem Verfahren des
Artikels 12 die Durchführungsbestimmungen zur
spezifischen Verwendung der landwirtschaftlich
genutzten Parzellen fest, insbesondere für Mischkul­
turen und gemeinsam genutzte Flächen.

Artikel 2

Das integrierte System umfaßt folgende Bestandteile :
a) eine informatisierte Datenbank,
b) ein alphanumerisches System zur Identifizierung der
landwirtschaftlich genutzten Parzellen,

c) ein alphanumerisches System zur Identifizierung und
Erfassung von Tieren,

d) Beihilfeanträge,
e) ein integriertes Kontrollsystem .

Artikel 3

( 1 ) In die informatisierte Datenbank werden für jeden
Landwirtschaftebetrieb die Daten aus den Beihilfean­
trägen eingespeichert. Diese Datenbank muß es insbeson­
dere ermöglichen, daß bei der zuständigen Behörde des
Mitgliedstaats mindestens die Daten der drei letzten auf­
einanderfolgenden Kalender- und/oder Wirtschaftsjahre
sofort und direkt abgerufen werden.

(2) Die Mitgliedstaaten können dezentrale Daten­
banken einrichten, sofern diese Datenbanken sowie die
Verwaltungsverfahren für die Datenerfassung und -spei­
cherung im ganzen Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats
einheitlich und kompatibel sind .

Artikel 4

Das alphanumerische System zur Identifizierung der
landwirtschaftlich genutzten Parzellen stützt sich auf
Katasterpläne und -unterlagen, anderes Kartenmaterial

oder Luft- oder Satellitenaufnahmen oder andere gleich­
wertige Belege oder auf mehrere dieser Elemente.

Artikel 5

Das System zur Kennzeichnung und Registrierung von
Tieren, die für die Gewährung einer Beihilfe im Sinne
dieser Verordnung berücksichtigt werden, ist gemäß den
Artikeln 4, 5, 6 und 8 der Richtlinie 92/ 102/EWG einzu­
richten .

Artikel 6

( 1 ) Ein Betriebsinhaber kann eine oder mehrere
Gemeinschaftsregelungen gemäß dieser Verordnung nur
in Anspruch nehmen, wenn er für jedes Jahr einen
Beihilfeantrag „Flächen" abgibt, der folgende Angaben
enthält :

— landwirtschaftlich genutzte Parzellen, einschließlich
Futterflächen, landwirtschaftlich genutzte Parzellen,
die Gegenstand einer Flächenstillegungsregelung sind,
und Brachflächen ;

— gegebenenfalls alle sonstigen erforderlichen Angaben,
die entweder in den Vorschriften über die Gemein­
schaftsregelungen oder von dem betreffenden
Mitgliedstaat vorgesehen sind.

(2) Der Beihilfeantrag „Flächen" ist im Laufe des ersten
Jahresquartals zu einem von dem Mitgliedstaat zu bestim­
menden Zeitpunkt zu stellen. Jedoch :
— kann der Mitgliedstaat im Jahr 1993 einen Zeitpunkt
bestimmen, der nicht nach den in den Artikeln 10, 11
und 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92
genannten Zeitpunkten liegen darf ;

— kann die Kommission in den folgenden Jahren
gemäß dem Verfahren des Artikels 1 2 einem Mitglied­
staat gestatten, einen Zeitpunkt zu bestimmen, der
zwischen dem 1 . April und den in den Artikeln 10,11
und 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92
genannten Zeitpunkten liegt, sofern dieser Mitglied­
staat die Festlegung dieses Zeitpunkts begründen
kann und der Kommission hierzu insbesondere einen
ausführlichen Arbeitsplan vorlegt, aus dem hervorgeht,
daß die Anforderungen des nachfolgenden Unterab­
satzes erfüllt sind.

Auf jeden Fall wird der Zeitpunkt insbesondere unter
Berücksichtigung der Frist festgelegt, die erforderlich ist,
um alle Angaben für die ordnungsgemäße verwaltungs­
und finanztechnische Handhabung der Beihilfen sowie
die Durchführung der Kontrollen gemäß Artikel 8 bereit­
zustellen .

(3) Der Mitgliedstaat kann beschließen, daß in dem
Beihilfeantrag „Flächen" lediglich die Änderungen
gegenüber dem für das Vorjahr abgegebenen Beihilfean­
trag „Flächen" auszuweisen sind.

(4) Der Beihilfeantrag „Flächen" kann in bestimmten
Punkten abgeändert werden, sofern diese Änderungen
spätestens zu den in Artikel 10 , 11 und 12 der Verord­
nung (EWG) Nr. 1765/92 genannten Zeitpunkten bei den
zuständigen Behörden eingehen.
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und ihres Zustandes können die einzelstaatlichen
Behörden unter noch festzulegenden Bedingungen die
Fernerkundung einsetzen .

(5) Beauftragen die zuständigen Behörden des Mitglied­
staats spezialisierte Stellen oder Unternehmen mit einem
Teil der gemäß dieser Verordnung durchzuführenden
Arbeiten, so müssen sie die Leitung und Verantwortung
behalten.

Artikel 9
\

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um den Schutz der erhobenen Daten zu
gewährleisten .

Artikel 10

( 1 ) Für die den Mitgliedstaaten in Anwendung dieser
Verordnung entstehenden Kosten für die Einrichtung des
Informatik- und Kontrollsystems sowie die Beschaffung
der Luft- oder Satellitenaufnahmen und ihre Auswertung
gewährt die Gemeinschaft einen Zuschuß.

Die Überarbeitung von Katasterplänen wird von der
Gemeinschaft nicht mitfinanziert.

(2) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft wird
im Rahmen der entsprechenden Mittelzuweisungen ab
1992 für einen Zeitraum von drei Jahren gewährt.

Der Gesamtbetrag wird nach folgendem Schlüssel prozen­
tual auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt :

(5) Der erforderlichenfalls nach Absatz 4 geänderte
Beihilfeantrag „Flächen" gilt als Beihilfeantrag gemäß der
in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) vorgesehenen Rege­
lung.

(6) Für jede der angemeldeten landwirtschaftlich
genutzten Parzellen hat der Betriebsinhaber die Fläche
mitzuteilen sowie ihre Lage anzugeben ; diese Angaben
müssen im Rahmen des alphanumerischen Systems zur
Identifizierung der landwirtschaftlich genutzten Parzellen
die Identifizierung jeder einzelnen Parzelle ermöglichen .

(7) Von der Verpflichtung zur Abgabe eines Beihilfean­
trags „Flächen" können diejenigen Betriebsinhaber befreit
werden, die ausschließlich die Gewährung einer Beihilfe
beantragen, welche nicht unmittelbar an die landwirt­
schaftliche Nutzfläche gebunden ist.

(8) Ein Betriebsinhaber kann eine der Gemeinschafts­
regelungen nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b) nur in
Anspruch nehmen, wenn er bis zu den für die betref­
fenden Regelungen vorgesehenen Zeitpunkten einen oder
mehrere Beihilfeanträge „Tiere" abgibt.

(9) Wenn mit einem Beihilfeantrag oder den Ände­
rungen eines Beihilfeantrags zusätzliche Unterlagen
vorgelegt werden müssen, werden diese als Teil des
Antrags angesehen.

( 10) Die Mitgliedstaaten können beschließen, daß ein
einziger Antrag

— mehrere Beihilfeanträge „Tiere",
— den Beihilfeantrag „Flächen" sowie einen oder
mehrere Beihilfeanträge „Tiere" umfaßt,

sofern die in der Gemeinschaftsregelung vorgesehenen
Zeitpunkte oder Fristen für die Abgabe der Anträge
eingehalten werden .

Artikel 7

Das integrierte Kontrollsystem gilt für alle Beihilfean­
träge, insbesondere hinsichtlich der Verwaltungskon­
trollen, der Kontrollen vor Ort und gegebenenfalls der
Überprüfung per Fernerkundung mit Luftaufnahmen
oder über Satellit.

Artikel 8

( 1 ) Der Mitgliedstaat überprüft die Beihilfeanträge im
Wege der Verwaltungskontrolle.

(2) Die Verwaltungskontrollen werden durch Stichpro­
benkontrollen vor Ort in ausgewählten Landwirtschaftsbe­
trieben ergänzt. Für die gesamten Kontrollen stellt der
Mitgliedstaat einen Stichprobenplan auf.

(3) Jeder Mitgliedstaat bezeichnet eine Behörde, die die
Koordinierung der in dieser Verordnung vorgesehenen
Kontrollen sicherstellt.

(4) Zur Feststellung der Fläche der landwirtschaftlich
genutzten Parzellen sowie zur Bestimmung ihrer Nutzung

Belgien
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien
Frankreich
Irland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Portugal
Vereinigtes Königreich

2.3
2.4
10,1
8,7
18,1
14,6
4.5
20,1
0,6
3,0
5,7
9,9 .

Der Gemeinschaftsanteil beträgt höchstens 50 % der
gemäß Absatz 1 zuschußfähigen Ausgaben, die der betref­
fende Mitgliedstaat in dem jeweiligen Haushaltsjahr getä­
tigt hat.

(3) Bei der Umrechnung der in Ecu oder Landeswäh­
rungen ausgedrückten Beträge werden die am ersten
Arbeitstag des betreffenden Kalenderjahres geltenden, in
der Reihe C des Amtsblatts der Europäischen Gemein­
schaften veröffentlichten Wechselkurse zugrundegelegt.

Artikel 11

( 1 ) Die Kommission wird über den Fortschritt der
Arbeiten zur Einrichtung des integrierten Systems regel­
mäßig unterrichtet. Sie sorgt für einen diesbezüglichen
Gedankenaustausch mit den Mitgliedstaaten.
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(2) Nach rechtzeitiger Unterrichtung der betroffenen
zuständigen Behörden können die Bediensteten der
Kommission

— Prüfungen und Kontrollen in bezug auf alle
Maßnahmen, die zur Einrichtung des integrierten
Systems getroffen werden, und hinsichtlich der
Zuschußfähigkeit der im Rahmen der Gemeinschafts­
beteiligung gemäß Artikel 10 getätigten Ausgaben
vornehmen ;

— Kontrollen bei den in Artikel 8 Absatz 5 genannten
spezialisierten Stellen und Unternehmen durchführen.

Bedienstete des betreffenden Mitgliedstaats können an
den Kontrollen teilnehmen.

Die vorgenannten Kontrollbefugnisse lassen die Anwen­
dung einzelstaatlicher strafrechtlicher Vorschriften unbe­
rührt, nach denen bestimmte Amtshandlungen
Bediensteten vorbehalten sind, die nach den einzelstaat­
lichen Rechtsvorschriften hierzu eigens befugt sind. Die
Bediensteten der Kommission nehmen insbesondere
nicht an Durchsuchungen oder an der Vernehmung von
Personen im Rahmen des Strafrechts des jeweiligen
Mitgliedstaats teil . Sie haben jedoch Zugang zu den dabei
gewonnenen Erkenntnissen.

(3) Unbeschadet der Verantwortlichkeit der Mitglied­
staaten für die Einrichtung und Anwendung des inte­
grierten Systems kann die Kommission die Dienste von
Fachleuten oder spezialisierten Stellen in Anspruch
nehmen, um die Einführung, die Betreuung und die
Auswertung des integrierten Systems zu fördern und
insbesondere, um den verantwortlichen Stellen der
Mitgliedstaaten auf deren Wunsch technischen Rat zu
erteilen.

Artikel 12

Die Kommission erläßt die Bestimmungen zur Durch­
führung dieser Verordnung nach dem Verfahren des Arti­
kels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 . Diese Durch­
führungsbestimmungen betreffen insbesondere
a) die Basiselemente des alphanumerischen Systems zur
Identifizierung der landwirtschaftlich genutzten
Parzellen ;

b) die etwaigen Berichtigungen der Beihilfeanträge
„Flächen" sowie die Befreiung von der Verpflichtung
zur Vorlage des Beihilfeantrags „Flächen";

c) die in den Beihilfeanträgen enthaltenen Mindestan­
gaben ;

d) die Verwaltungskontrollen, die Kontrollen vor Ort und
die Fernerkundung ;

e) die Schaffung einer Regelung zur Gewährung eines
Vorschusses auf den Gemeinschaftszuschuß ;

f) die Übergangsbestimmungen für die Anlaufzeit des
Systems ;

g) die Mitteilungen zwischen den Mitgliedstaaten und der
Kommission ;

h) die Maßnahmen zur Lösung spezieller praktischer
Probleme. Zu diesen Maßnahmen kann bei entspre­
chender Begründung in bestimmten Punkten von
dieser Verordnung abgewichen werden .

Artikel 13

( 1 ) Das integrierte System ist anwendbar
a) ab 1 . Februar 1993 hinsichtlich der Beihilfeanträge
und eines alphanumerischen Systems zur Identifizie­
rung und Registrierung von Rindern sowie des inte­
grierten Kontrollsystems nach Artikel 7 ;

b) spätestens ab 1 . Januar 1996 hinsichtlich der anderen
in Artikel 2 genannten Komponenten.

(2) Im Hinblick auf die Anwendung des integrierten
Systems
— erlassen die Mitgliedstaaten vor dem 1 . Februar 1993
die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften zu Absatz 1 Buchstabe a) und vor dem 1 .
Juni 1993 die erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften zu Absatz 1 Buchstabe b) ;

— treffen sie die erforderlichen administrativen, haus­
haltsmäßigen und technischen Maßnahmen, damit
das integrierte System ab den in Absatz 1 genannten
Zeitpunkten eingesetzt werden kann.

Sind jedoch eine oder mehrere Komponenten des inte­
grierten Systems vor den in Absatz 1 genannten Zeit­
punkten funktionsfähig, so werden sie von den Mitglied­
staaten für ihre Verwaltungs- und Kontrolltätigkeiten
eingesetzt.

Artikel 14

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 27. November 1992.

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. PATTEN
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VERORDNUNG (EWG Nr. 3509/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

zur Festsetzung der auf Getreide, Mehle , Grobgrieß und Feingrieß von Weizen
oder Roggen anwendbaren Einfuhrabschöpfungen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1738/92 (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 5,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des Rates
vom 11 . Juni 1985 über den Wert der Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2205/90 (4), insbesondere auf
Artikel 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die bei der Einfuhr von Getreide, Mehlen von Weizen
und Roggen, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen zu
erhebenden Abschöpfungen sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1820/92 der Kommission (*) und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden .

Um ein ordnungsgemäßes Funktionieren der Abschöp­
fungsregelung zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der
Abschöpfungen zugrunde zu legen :
— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­

nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Diese Wechselkurse sind die am 3 . Dezember 1992 fest­
gestellten Kurse.

Der vorgenannte Berichtigungsfaktor bezieht sich auf alle
Berechnungselemente der Abschöpfung, einschließlich
der Äquivalenzkoeffizienten .
Die Anwendung der in der Verordnung (EWG)
Nr. 1820/92 enthaltenen Bestimmungen auf die heutigen
Angebotspreise und Notierungen, von denen die
Kommission Kenntnis hat, führt zu einer Änderung der
gegenwärtig gültigen Abschöpfungen, wie im Anhang zu
dieser Verordnung angegeben —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 Buchstaben a), b) und
c) der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 genannten Erzeug­
nisse zu erhebenden Abschöpfungen werden im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 5. Dezember 1992 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 180 vom 1 . 7. 1992, S. 1 .
(3) ABl . Nr. L 164 vom 24. 6. 1985, S. 1 .
(<) ABl. Nr. L 201 vom 31 . 7. 1990, S. 9 .
n ABl. Nr. L 185 vom 4. 7. 1992, S. 1 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 4. Dezember 1992 zur Festsetzung der auf Getreide,
Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren

Einfuhrabschöpfungen

(ECU/Tonne)

KN-Code Abschöpfungsbetrag (*)

0709 90 60 134,00 (2)(3)
0712 90 19 134,00 00
1001 10 10 171,42 OOC0)
1001 10 90 171,42 0 OH
1001 90 91 143,88 .
1001 90 99 143,88 H
1002 00 00 157,05 (6)
1003 00 10 124,02
1003 00 90 124,02 (")
1004 00 10 115,89
1004 00 90 115,89
1005 10 90 134,00 00
1005 90 00 134,00 00
1007 00 90 137,66 0
1008 10 00 49,59 (")
1008 20 00 111,280
1008 30 00 37,25 0
1008 90 10 0
1008 90 90 37,25
1101 00 00 21 4,23 0 (")
1102 1000 232,67 (8)
1103 11 10 278,22 0 (10)
1103 11 90 230,55 (8)

(') Für Hartweizen mit Ursprung in Marokko, der unmittelbar von diesem Land in die Gemeinschaft befördert
wird, wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.

(2) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 werden keine Abschöpfungen unmittelbar bei der Einfuhr von
Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean in die
französischen überseeischen Departements erhoben.

(3) Für Mais mit Ursprung in den AKP-Staaten wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die Gemeinschaft um 1,81
ECU je Tonne verringert.

(4) Für Hirse und Sorghum mit Ursprung in den AKP-Staaten, wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die
Gemeinschaft gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 erhoben.

O Für Hartweizen und Kanariensaat, die in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem Land in die Gemein­
schaft befördert worden sind, wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert .

O Die zu erhebende Abschöpfung auf Roggen, der vollständig in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem
Land in die Gemeinschaft befördert wurde, wird durch die Verordnungen (EWG) Nr. 1180/77 des Rates und
(EWG) Nr. 2622/71 der Kommission bestimmt.

f) Bei der Einfuhr von Erzeugnissen des KN-Codes 1008 90 10 (Triticale)wird die Abschöpfung von Roggen
erhoben.

(') Die Abschöpfung wird bei der Einfuhr in Portugal um den in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 3808/90 genannten Betrag erhöht.

O Gemäß Artikel 101 Absatz 1 der Entscheidung 91 /482/EWG werden bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit
Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten Abschöpfungen nur erhoben, wenn Absatz 4 desselben
Artikels angewandt wird.

(10) Gemäß Artikel 101 Absatz 4 der Entscheidung 91 /482/EWG wird ein Beitrag gleich dem mit der Verordnung
(EWG) Nr. 1825/91 festgesetzten Betrag erhoben .

(") Auf Erzeugnisse dieses Codes, die aus Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn im Rahmen der zwischen
diesen Ländern und der Gemeinschaft geschlossenen Interimsabkommen mit einer gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 585/92 erteilten Bescheinigung EUR 1 eingeführt werden, werden die im Anhang der genannten
Verordnung angegebenen Abschöpfungen erhoben.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3510/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

zur Festsetzung der Prämien, die den Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl
und Malz hinzugefügt werden

Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Diese Wechselkurse sind die am 3. Dezember 1992 fest­
gestellten Kurse.

Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif­
Preise für Terminkäufe werden die zur Zeit geltenden
Prämien, die den Abschöpfungen hinzugefügt werden,
wie im Anhang zu dieser Verordnung angegeben geän­
dert —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1738/92 (2), insbesondere auf Artikel 15
Absatz 6,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des Rates
vom 11 . Juni 1985 über den Wert der Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2205/90 (4), insbesondere auf
Artikel 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und
Malz hinzugefügt werden, sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1821 /92 der Kommission (^ und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden.

Um ein ordnungsgemäßes Funktionieren der Abschöp­
fungsregelung zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der
Abschöpfungen zugrunde zu legen :
— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Prämien, die den nach Artikel 15 der Verordnung
(EWG) Nr. 2727/75 im voraus festgesetzten Abschöp­
fungen für Einfuhren von Getreide und Malz aus Dritt­
ländern hinzuzufügen sind, sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 5. Dezember 1992 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 180 vom 1 . 7. 1992, S. 1 .
(3) ABl. Nr. L 164 vom 24. 6 . 1985, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 201 vom 31 . 7 . 1990, S. 9.
O ABl. Nr. L 185 vom 4. 7 . 1992, S. 4.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 4. Dezember 1992 zur Festsetzung der Prämien , die
den Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl und Malz hinzugefügt werden

A. Getreide und Mehl

(ECU/ Tonne)

T,„, „ , laufender j Xerm. 2. Term. 3 . Term .
KN-Code Monat

12 1 2 3

0709 90 60 0 0 0 0

0712 90 19 0 0 0 0

1001 10 10 0 0 0 0

1001 10 90 0 0 0 0

1001 90 91 0 1,35 1,35 0

1001 90 99 0 1,35 1,35 0

1002 00 00 0 0 0 0

1003 00 10 0 0 0 0

1003 00 90 0 0 0 0

1004 00 10 0 0 0 0

1004 00 90 0 0 0 0

1005 10 90 0 0 0 0

1005 90 00 0 0 0 0

1007 00 90 0 0 0 0

1008 10 00 0 0 0 0

1008 20 00 0 0 0 0

1008 30 00 0 0 0 0

1008 90 90 0 0 0 0

1101 00 00 0 1,89 1,89 0

B. Malz

(ECU/ Tonne)

^ K , r . laufender { T 2 Term. 3 . Term. 4. Term.KN-Code Monat

12 1 2 3 4

1107 10 11 0 2,40 2,40 0 0

1107 10 19 0 1,80 1,80 0 0

1107 1091 0 0 0 0 0

1107 10 99 0 0 0 0 0

1107 20 00 0 0 0 0 0
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3511/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

zur Festlegung von Sicherungsmaßnahmen betreffend die vom 23. bis 27 .
November 1992 bezüglich Spanien eingereichten Anträge auf EHM-Lizenzen im
Sektor Milch und Milcherzeugnisse mit Herkunft aus der Zehnergemeinschaft

Lizenzen für einen bestimmten Prozentsatz der Mengen,
die für die Kategorien 4 und 6 beantragt wurden, erteilt
und die Erteilung weiterer Lizenzen für die betreffenden
Erzeugnisse ausgesetzt werden —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals, insbesondere auf Artikel 85 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Verordnung (EWG) Nr. 606/86 der Kommission ('),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 705/92 (2), mit Durchführungsbestimmungen zum
ergänzenden Handelsmechanismus für aus der Zehnerge­
meinschaft nach Spanien eingeführte Milcherzeugnisse
sieht für das Jahr 1992 die Richtplafonds für die Erzeug­
nisse des Sektors Milch und Milcherzeugnisse sowie ihre
Aufteilung vor.
Die vom 23. bis 27. November 1992 für Käse der Katego­
rien 4 und 6 in der Zehnergemeinschaft eingereichten
Anträge lauten auf Mengen, die die für den
Monat Dezember 1992 vorgesehenen Richtplafonds über­
schreiten .

Nach Artikel 85 Absatz 1 der Beitrittsakte kann die
Kommission im Eilverfahren die erforderlichen Siche­
rungsmaßnahmen beschließen, wenn die gegebene Lage
dazu führt, daß der Richtplafond erreicht oder über­
schritten wird. Angesichts des großen Umfangs der bean­
tragten Mengen sollten — und zwar allein für die
Zehnergemeinschaft — als Sicherungsmaßnahme die

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

( 1 ) Die vom 23. bis 27. November 1992 in der Zehner­
gemeinschaft gestellten und der Kommission mitgeteilten
Anträge auf Erteilung von EHM-Lizenzen für die in der
Verordnung (EWG) Nr. 606/86 genannten Milcherzeug­
nisse werden im Fall der Kategorie 4 des KN-Codes
ex 0406 zu 88,77 % und im Fall der Kategorie 6 des
KN-Codes ex 0406 zu 9,39 % übernommen .

(2) Die Erteilung von EHM-Lizenzen für die Zehner­
gemeinschaft wird bezüglich der Erzeugnisse der Katego­
rien 4 und 6 vorübergehend ausgesetzt.

(3) Unbeschadet der von der Kommission möglicher­
weise endgültig beschlossenen Maßnahmen und im
Rahmen des ab 1 . Januar 1993 geltenden Richtplafond­
teils können ab 1 . Januar 1993 wieder für alle Erzeugnisse
neue EHM-Lizenzen beantragt werden .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. Dezember 1992 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 58 vom 1 . 3 . 1986, S. 28 .
(2) ABl . Nr. L 75 vom 21 . 3 . 1992, S. 29.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3512/92 DER KOMMISSION
vom 3. Dezember 1992

zur Einstellung des Seezungenfangs durch Schiffe unter französischer Flagge

VII f, g durch Schiffe, die die französische Flagge führen
oder in Frankreich registriert sind, die für 1992 zugeteilte
Quote erreicht —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2241 /87 des Rates
vom 23 . Juli 1987 zur Festlegung bestimmter
Maßnahmen zur Kontrolle der Fischereitätigkeit ('), geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3483/88 (2), insbe­
sondere auf Artikel 11 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Verordnung (EWG) Nr. 3882/91 des Rates vom
18 . Dezember 1991 zur Festlegung der zulässigen
Gesamtfangmengen und entsprechender Fangbedin­
gungen für bestimmte Fischbestände oder Bestands­
gruppen (1992) (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2985/92 (4), sieht für 1992 Quoten für
Seezunge vor.

Zur Einhaltung der Bestimmungen bezüglich der
mengenmäßigen Beschränkungen der Fänge eines
Bestandes, der einer Quote unterliegt, ist es notwendig,
daß die Kommission den Zeitpunkt festsetzt, an dem
aufgrund der Fänge durch Schiffe unter der Flagge eines
Mitgliedstaats die diesem zugeteilte Menge als ausge­
schöpft gilt.
Nach den der Kommission mitgeteilten Angaben haben
die Seezungenfänge in den Gewässern des ICES-Bereiches

Artikel 1

Aufgrund der Seezungenfänge in den Gewässern des
ICES-Bereiches VII f, g durch Schiffe, die die französische
Flagge führen oder in Frankreich registriert sind, gilt die
Frankreich für 1992 zugeteilte Quote als ausgeschöpft.

Der Seezungenfang in den Gewässern des ICES-Bereiches
VII f, g durch Schiffe, die die französische Flagge führen
oder in Frankreich registriert sind, sowie die Aufbewah­
rung an Bord, das Umladen und Anlanden solcher
Bestände, die durch diese Schiffe in diesen Gewässern
nach dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung
gefangen wurden, sind verboten.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 3 . Dezember 1992

Für die Kommission

Manuel MARlN

Vizepräsident

(') ABl . Nr. L 207 vom 29. 7. 1987, S. 1 .
O ABl. Nr. L 306 vom 11 . 11 . 1988 , S. 2 .
(3) ABl . Nr. L 367 vom 31 . 12. 1991 , S. 1 .
M ABl . Nr. L 300 vom 16. 10. 1992, S. 3 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3513/92 DER KOMMISSION
vom 3. Dezember 1992

über die Einreihung von bestimmten Waren in die Kombinierte Nomenklatur

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates
vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische
Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif ('), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1039/92 der
Kommission (2), insbesondere auf Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten
Nomenklatur im Anhang zu der genannten Verordnung
zu gewährleisten, sind Vorschriften für die Einreihung der
im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführten Waren zu
erlassen.

Die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 hat allgemeine
Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur festgesetzt. Diese Vorschriften gelten auch
für die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die
Kombinierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder
unter etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen — über­
nimmt und die aufgrund besonderer gemeinschaftlicher
Regelungen aufgestellt wurde, um tarifliche oder sonstige
Maßnahmen im Rahmen des Warenverkehrs anzu­
wenden.

In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die
in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung
genannten Waren den in Spalte 2 angegebenen KN­
Codes zuzuweisen, und zwar unter Anwendung der in
Spalte 3 genannten Begründungen .
Es ist angezeigt festzulegen, daß die von den Zollbe­
hörden der Mitgliedstaaten erteilten verbindlichen Zollta­
rifauskünfte, die die Einreihung von Waren in die
Kombinierte Nomenklatur betreffen und die mit dem in
dieser Verordnung festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht

übereinstimmen, während eines Zeitraums von drei
Monaten von dem Berechtigten gemäß den Bestim­
mungen des Artikels 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 3796/90 der Kommission (3), geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 2674/92 (4), weiter verwendet
werden können, wenn der Berechtigte einen Vertrag im
Sinne von Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe a) oder b) der
Verordnung (EWG) Nr. 1715/90 der Kommission ^
geschlossen hat.
Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die
Nomenklatur —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen
Waren gehören in der Kombinierten Nomenklatur zu
den in Spalte 2 der Tabelle genannten entsprechenden
KN-Codes.

Artikel 2

Die von den Zollbehörden der Mitgliedstaaten erteilten
verbindlichen Zolltarifauskünfte, die mit dem in dieser
Verordnung festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht über­
einstimmen, können während eines Zeitraums von drei
Monaten von dem Berechtigten gemäß den Bestim­
mungen des Artikels 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 3796/90 weiter verwendet werden, wenn der Berech­
tigte einen Vertrag im Sinne von Artikel 14 Absatz 3
Buchstabe a) oder b) der Verordnung (EWG) Nr. 1715/90
geschlossen hat.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 21 . Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 3. Dezember 1992

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission

O ABl. Nr. L 365 vom 28 . 12. 1990, S. 17.
(4) ABl . Nr. L 271 vom 16. 9 . 1992, S. 5 .
n ABl . Nr. L 160 vom 26. 6 . 1990, S. 1 .

(') ABl. Nr. L 256 vom 7. 9 . 1987, S. 1 .
P) ABl. Nr. L 110 vom 28 . 4. 1992, S. 42.
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ANHANG

Warenbeschreibung Tarifierung
KN-Code Begründung

( 1 ) (2) (3)

l . Zubereitetes öl in Gelatinekapseln, in Aufmachung für 1517 90 99 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften 1 und 6 fü
den Einzelverkauf. die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur sowie nacl

dem Wortlaut der KN-Codes 1517, 1517 90 und 1517 90 99
Jede Kapsel enthält :
— öl von Samen der gelben Nachtkerze

(Oenothera biennis L.) 500 mg
— flüssiges Milchfett 14 mg
— Antioxidant (Vitamin E) 15 mg

l. Farbloser, klarer, süßer Invertzuckersirup, ohne erkenn- 1 702 90 90 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften 1 und 6 füi
baren Fruchtgeschmack, mit den folgenden analytischen die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur sowie nact
Merkmalen : dem Wortlaut der KN-Codes 1 702, 1 702 90 und 1 702 90 90

Extrakt, refr. 20 °C : 67,0 GHT Durch den Entzug nahezu aller Bestandteile außer der
Saccharose : nicht nachweisbar Zuckern hat das Erzeugnis den Charakter eines konzen­
Glucose (Dextrose) : 48,0 GHT bezogen auf den trierten Traubenmosts des KN-Codes 2009 60 verloren

Trockenstoff

Fructose : 48,8 GHT bezogen auf den
Trockenstoff

Asche : unter 0,01 GHT
titrierbare Säuren (pH 7,0)
berechnet als Weinsäure : 0,1 1 GHT

Das Erzeugnis wird unter der Bezeichnung »konzentrierter
rektifizierter Traubenmost" gehandelt

l . Milchsauer vergorener Karottensaft, unmittelbar genuß- 2202 90 10 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften 1 und 6 füi
fertig als Getränk die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur sowie nach

dem Wortlaut der KN-Codes 2202, 2202 90. und 2202 90 10

Durch die milchsaure Gärung und der damit verbundener
Verringerung des pH-Wertes hat das Erzeugnis seiner
ursprünglichen Charakter eines Gemüsesafts der Positior
2009 verloren (siehe auch die Erläuterungen zum HS, Posi­
tion 2009, Absätze 3 und 7)
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VERORDNUNG (EWG Nr. 3514/92 DER KOMMISSION
vom 3. Dezember 1992

zur Wiedereinführung der Erhebung der Zölle für Waren des KN-Codes
4820 50 00 mit Ursprung in China, dem die in der Verordnung (EWG) Nr.

3831/90 des Rates vorgesehenen Zollpräferenzen gewährt werden

Am 27. Oktober 1992 haben die in der Gemeinschaft
angerechneten Einfuhren der genannten Waren aus
China die betreffende Bezugsgruiidlage erreicht. Der
Informationsaustausch durch die Kommission hat gezeigt,
daß die Aufrechterhaltung des Präferenzsystems wirt­
schaftliche Schwierigkeiten in einem Gebiet der Gemein­
schaft hervorrufen könnte .

Somit ist die Erhebung der Zölle für die betreffenden
Waren gegenüber China wiedereinzuführen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3831 /90 des Rates
vom 20. Dezember 1990 zur Anwendung allgemeiner
Zollpräferenzen auf bestimmte gewerbliche Waren mit
Ursprung in Entwicklungsländern im Jahr 1991 ('),
verlängert für 1992 durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3587/91 (2), insbesondere auf Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3831 /90 sind
die Zollsätze für bestimmte Waren mit Ursprung in den
in Anhang III genannten Ländern und Gebieten voll­
ständig ausgesetzt. Die Einfuhren dieser Waren unter­
liegen im allgemeinen einer vierteljährlichen statistischen
Überwachung, die sich auf die in Artikel 8 genannte
Bezugsgrundlage stützt.

Wenn der Anstieg der Präferenzeinfuhren der genannten
Waren mit Ursprung in einem oder mehreren der begün­
stigten Länder wirtschaftliche Schwierigkeiten in einem
Gebiet der Gemeinschaft verursachen könnte, können
nach Artikel 8 die Zollsätze nach einem geeigneten Infor­
mationsaustausch durch die Kommission mit den
Mitgliedstaaten wiedereingeführt werden. Die Bezugs­
grundlage, die hierbei zu berücksichtigen ist, entspricht in
der Regel 6,615 % der Gesamteinfuhren in die Gemein­
schaft im Jahr 1988 aus Drittländern.

Für die Waren des KN-Codes 4820 50 00 mit Ursprung
in China beträgt die Bezugsgrundlage 2 1 56 000 ECU.

Artikel 1

Ab dem 8 . Dezember 1992 wird die Erhebung der Zölle,
die aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 3831 /90 ausge­
setzt ist, für Einfuhren der folgenden Waren mit
Ursprung in China in die Gemeinschaft wiedereinge­
führt :

KN-Code Warenbezeichnung

4820 50 00 — Alben für Muster oder für Sammlungen

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gut unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 3. Dezember 1992

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission

(■) ABl . Nr. L 370 vom 31 . 12. 1990, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 341 vom 12. 12. 1991 , S. 1 . Verordnung zuletzt ge­
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1509/92 (ABl . Nr. L
159 vom 12. 6. 1992, S. 1 ).
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VERORDNUNG (EWG Nr. 3515/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

mit ausführlichen gemeinsamen Durchführungsbestimmungen zur Verordnung
(EWG) Nr. 1055/77 des Rates über die Lagerung und das Verbringen der von

Interventionsstellen gekauften Erzeugnisse

TITEL I

Zur Lagerung in ein Drittland beförderte Interven­
tionserzeugnisse

Artikel 2

Werden die Erzeugnisse gemäß Artikel 2 erster Gedan­
kenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 1055/77 in ein
Drittland ausgeführt, um dort gelagert zu werden, so
müssen die in Artikel 3 dieser Verordnung genannte
Bescheinigung und die Ausfuhranmeldung bei der
zuständigen Zollstelle des Mitgliedstaats hinterlegt
werden, in dem sich die für die Erzeugnisse zuständige
Interventionsstelle befindet.

Die Ausfuhranmeldung und gegebenenfalls das Versand­
papier für das externe gemeinschaftliche Versandver­
fahren oder das entsprechende nationale Dokument
müssen einen der nachstehenden Vermerke enthalten :

— Productos de intervención en poder de . . . (nombre y
dirección del organismo de intervención) destinados a
ser almacenados en . . . (país afectado y dirección del
lugar de almacenamiento previsto). Aplicación del
primer guión del artículo 2 del Reglamento (CEE)
n° 1055/77 :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1055/77 des Rates
vom 17. Mai 1977 über die Lagerung und das Verbringen
der von Interventionsstellen gekauften Erzeugnisse ('),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Verordnung (EWG) Nr. 1722/77 der Kommission (2),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3826/85 (3), enthält ausführliche gemeinsame Durch­
führungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 1055/77. Im Hinblick auf die Abschaffung der
Kontrollen und Förmlichkeiten an den Binnengrenzen
und aus Gründen der Übersichtlichkeit und verwaltungs­
technischen Zweckmäßigkeit sind die einschlägigen
Bestimmungen neuzufassen. Die Verordnung (EWG)
Nr. 1722/77 ist daher aufzuheben.

Die zuständigen Behörden werden über den Verkehr mit
den betreffenden Erzeugnissen unterrichtet. Zur verwal­
tungstechnischen Vereinfachung ist es daher erwünscht,
keine Vorlage einer Lizenz für Erzeugnisse im Besitz
einer Interventionsstelle zu verlangen, wenn diese Erzeug­
nisse zur Lagerung in ein Drittland ausgeführt oder in
den Abgangsmitgliedstaat wiedereingeführt werden .

Die Ausfuhr von Interventionserzeugnissen im Hinblick
auf ihre Lagerung in einem Drittland ist als Ausfuhr im
Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe c) der Verord­
nung (EWG) Nr. 2726/90 des Rates vom 17. September
1990 über das Gemeinschaftliche Versandverfahren (4)
anzusehen.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme aller betroffenen Verwal­
tungsausschüsse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Unbeschadet der Ausnahmen, die in besonderen Gemein­
schaftsvorschriften für bestimmte Erzeugnisse vorgesehen
sind, legt diese Verordnung die ausführlichen gemein­
samen Durchführungsbestimmungen zur Verordnung
(EWG) Nr. 1055/77 fest.

— Produkter fra intervention som . . . (navn og adresse på
interventionsorganet) ligger inde med, og som er
bestemt til oplagring i . . . (det pågældende land og
adressen på det forventede oplagringssted). Anvendelse
af artikel 2, første led, i forordning (EØF) nr. 1055/77 ;

— Interventionserzeugnisse im Besitz von . . . (Name und
Anschrift der Interventionsstelle), zur Lagerung in . . .
(Land und Anschrift des vorgesehenen Lagerorts)
bestimmt. Anwendung von Artikel 2 erster Gedanken­
strich der Verordnung (EWG) Nr. 1055/77 ;

— Προϊόντα παρέμβασης που ευρίσκονται στην
κατοχή του . . . (ονομασία και διεύθυνση του
οργανισμού παρέμβασης) προς αποθήκευση εις . . .
(χώρα και διεύθυνση του προτεινόμενου χώρου
αποθήκευσης — σε εφαρμογή της πρώτης περί­
πτωσης του άρθρου 2 του κανονισμού (ΕΟΚ)
αριθ. 1055/77 ;

—■ Intervention products held by . . . (name and address
of the intervention agency) for storage in . . . (country
concerned and address of the proposed place of stor­
age — application of the first indent of Article 2 of
Regulation (EEC) No 1055/77 ;

(') ABl. Nr. L 128 vom 24. 5 . 1977, S. 1 .

— Produits d intervention détenus par . . . (nom et
adresse de l'organisme d'intervention) destinés à être
stockés en/au . . . (pays concerné et adresse du lieu de
stockage prévu). Application de l'article 2 premier tiret
du règlement (CEE) n0 1055/77 ;

(2) ABl. Nr. L 189 vom 29. 7. 1977, S. 36.
(3) ABl. Nr. L 371 vom 31 . 12. 1985, S. 1 .
O ABl. Nr. L 262 vom 26. 9 . 1990, S. 1 .
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— Prodotti di intervento detenuti da . . . (nome e indi­
rizzo dell'organismo d'intervento) destinati ad essere
immagazzinati in . . . (paese interessato e indirizzo del
luogo di immagazzinamento previsto). Applicazione
dell'articolo 2, primo trattino, del regolamento (CEE)
n. 1055/77 :

TITEL II

Von einer Interventionsstelle in eine andere transfe­
rierte Interventionserzeugnisse

Artikel 5

Werden Erzeugnisse gemäß Artikel 2 zweiter Absatz der
Verordnung (EWG) Nr. 1055/77 im Rahmen eines Trans­
fers in einen anderen Mitgliedstaat versandt, so müssen
sie von einem Kontrollexemplar T5 im Sinne von
Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2823/87 der
Kommission (') begleitet sein. Das Kontrollexemplar T5
wird von der versendenden Interventionsstelle erteilt und
muß in Feld 104 einen der nachstehenden Vermerke
enthalten :

— Interventieprodukten in het bezit van . . . (naam en
adres van het interventiebureau) — bestemd voor
opslag in . . . (betrokken land en adres van de opslag­
plaats). Toepassing van artikel 2, eerste streepje, van
Verordening (EEG) nr. 1055/77 ;

— Produtos de intervenção em poder de . . . (nome e
morada do organismo de intervenção) destinados a
serem armazenados em/no . . . (país em causa e
morada do local de armazenagem previsto). Aplicação
do primeiro travessão do artigo 2? do Regulamento
(CEE) n? 1055/77. — Productos de intervención — operación de transfe­

rencia :

— Produkter fra intervention — overførsel ;
— Interventionserzeugnisse — Transfer ;
— Προϊόντα παρέμβασης — Πράξη μεταβίβασης ;
— Intervention products — transfer operation ;
— Produits d intervention — opération de transfert ;
— Prodotti di intervento — operazione trasferimento ;
— Interventieprodukten — Overdracht ;
— Produtos de intervenção — operação de transferencia.

In Feld 107 ist die Nummer der vorliegenden Verord­
nung anzugeben.

Der Mitgliedstaat kann sich damit einverstanden erklären,
daß das Kontrollexemplar T5 anstatt von der Interven­
tionsstelle von einer eigens hierfür bezeichneten Behörde
erteilt wird.

Das Kontrollexemplar T5 ist nach entsprechender
Prüfung und Anbringung eines Sichtvermerks durch die
Interventionsstelle des Mitgliedstaats, in den die Erzeug­
nisse transferiert werden, direkt an die versendende Inter­
ventionsstelle zurückzuschicken.

Bei Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten braucht
keine Ausfuhrlizenz vorgelegt zu werden.

Artikel 3

Die in Artikel 2 genannte Bescheinigung ist von der
Interventionsstelle des Abgangsmitgliedstaats auszustellen .
Sie trägt eine Nummer und enthält folgende Angaben :
— Eine Beschreibung der Erzeugnisse sowie gegebenen­

falls weitere für die Kontrolle erforderliche Angaben,
— Anzahl, Art und gegebenenfalls Zeichen und
Nummern der Packstücke,

— Brutto- und Nettomasse der Erzeugnisse,
— eine Bezugnahme auf die Verordnung (EWG)
Nr. 1055/77, aus der hervorgeht, daß die Erzeugnisse
für die Lagerung bestimmt sind,

— Anschrift des vorgesehenen Lagerorts .
Im Fall der Anwendung von Artikel 2 verbleibt diese
Bescheinigung bei der Zollstelle, bei der die Ausfuhran­
meldung hinterlegt wurde . Die Erzeugnisse werden von
einer Durchschrift dieser Bescheinigung begleitet.

Artikel 4

(1 ) Werden im Besitz einer Interventionsstelle befind­
liche Erzeugnisse, die in einem Drittland lagern, anschlie­
ßend in den Mitgliedstaat, dem die Inteventionsstelle
untersteht, wiedereingeführt, ohne verkauft zu werden, so
— erfolgt die Wiedereinfuhr gemäß Artikel 2 der Verord­
nung (EWG) Nr. 1055/77 ;

— braucht keine Einfuhrlizenz vorgelegt zu werden.
(2) Außerdem sind der Wiedereinfuhrzollstelle
folgende Papiere vorzulegen :
— das mit einem Sichtvermerk versehene Exemplar der
Ausfuhrmeldung des Ausführers, das bei der Ausfuhr
in das Drittland der Lagerung erteilt wurde, oder eine
Kopie oder Fotokopie dieses Papiers, nach Beglaubi­
gung durch die Zollstelle, die das Original erteilt hat ;

— eine Bescheinigung, die von der für die Erzeugnisse
zuständigen Interventionsstelle erteilt wurde und die
im ersten bis vierten Gedankenstrich des Artikels 3
vorgesehenen Angaben enthält.

Diese Papiere verbleiben bei der Zollstelle des Wiederein­
fuhrlandes.

TITEL III

Schlußbestimmungen

Artikel 6

Vor dem 1 . Januar 1993 in einem anderen Mitgliedstaat
lagernde Erzeugnisse werden auf Antrag der für die
Erzeugnisse zuständigen Interventionsstelle von der Zoll­
überwachung freigestellt.

Artikel 7

Die Verordnung (EWG) Nr. 1722/77 wird aufgehoben.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am 1 . Januar 1993 in Kraft.

(') ABl . Nr. L 270 vom 23. 9 . 1987, S. 1 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3516/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1707/90 mit Durchführungsbestim
mungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1796/81 hinsichtlich der Einfuhr von Zucht

pilzkonserven mit Ursprung in Drittländern

werden, so daß die in der Gemeinschaft zuständigen
Behörden ein Duplikat des verlorenen Originals akzep­
tieren können.

Seit dem 1 . Januar 1991 ist die Verordnung (EWG)
Nr. 3850/89 auf die Einfuhr gemäß Verordnung (EWG)
Nr. 1707/90 anwendbar. Die genannte Abweichung sollte
deshalb ebenfalls ab dem genannten Datum angewandt
werden .

Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 1707/90 wird die in Artikel 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 1769/81 genannte Gesamtmenge den traditionellen
bzw. neuen Einführern zugeteilt. Da die am 15. Oktober
des laufenden Jahres noch verfügbare Menge den Händ­
lern zugeteilt wird, für die keine Mengen mehr zur Verfü­
gung stehen, dürften die Interessen der durch diese
Einfuhrregelung begünstigten Drittländer durch die
Beschränkung des Zugangs der zum Jahresende noch
verfügbaren Menge auf eine einzige Händlergruppe beein­
trächtigt werden. Würde die am 15. Oktober des
laufenden Jahres verfügbare Menge allen Händlern zur
Verfügung stehen, entfielen unerwünschte, die vollstän­
dige Ausschöpfung der Jahresmenge erschwerende
Hemmnisse. Artikel 5 Absatz 4 zweiter Unterabsatz der
Verordnung (EWG) Nr. 1707/90 sollte deshalb entspre­
chend geändert werden. Für 1992 ist jedoch der genannte
15. Oktober durch das Datum zu ersetzen, zu dem die
vorliegende Verordnung in Kraft tritt.

Der Verwaltungsausschuß für Verarbeitungserzeugnisse
aus Obst und Gemüse hat nicht innerhalb der ihm von
seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung
genommen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 426/86 des Rates
vom 24. Februar 1986 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und
Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 1 569/92 (2), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 3 und
Artikel 15 Absatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1796/81 des Rates
vom 30. Juni 1981 über Maßnahmen bei der Einfuhr von
Pilzen der Agaricus-Arten der KN-Codes ex 0711 90 40,
2003 10 20 und 2003 10 30 (3), geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1 1 22/92 (4), insbesondere auf Artikel 6,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1707/90 der
Kommission zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2895/92 (% sind Zuchtpilze mit Ursprung in
China, Südkorea und Taiwan gemäß den Bestimmungen
der Verordnung (EWG) Nr. 3850/89 der Kommission
vom 15. Dezember 1989 zur Festlegung der Vorschriften
für die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 802/68
des Rates über die gemeinsame Begriffsbestimmung für
den Warenursprung hinsichtlich bestimmter landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse, für die besondere Einfuhrrege­
lungen gelten Q, zum zollrechtlich freien Verkehr
abzufertigen .

Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 3850/89 nehmen die zuständigen Behörden in der
Gemeinschaft nur das Original als gültiges Ursprungs­
zeugnis entgegen. Diese Bestimmung erweist sich jedoch
als zu streng, insbesondere wenn es sich um die Einfuhr
von Zuchtpilzkonserven in die Gemeinschaft handelt. In
diesem Fall ist bei Verlust des Originals der Ursprungsbe­
scheinigung ein Zuschlag zu bezahlen, der sich auf rund
100 % des Erzeugniswerts beläuft. Um dies in den Fällen
zu vermeiden, in denen der Warenursprung zugunsten
der betreffenden Länder nachgewiesen wird, sollte von
Artikel 3 Absatz 2 der genannten Verordnung abgewichen

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1707/90 wird wie folgt geän­
dert :

1 . An Artikel 4 Absatz 1 wird der nachstehende zweite
Unterabsatz angefügt :
„Abweichend von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 3850/89 können die zuständigen Behörden
jedoch im Fall des Verlustes der Ursprungsbescheini­
gung ein Duplikat dieser Bescheinigung annehmen."

2. In Artikel 5 Absatz 4 erhält der zweite Unterabsatz
folgende Fassung :
„Werden jedoch für die unter dem Buchstaben a) oder
b) genannte Menge keine oder nur teilweise Anträge

(') ABl . Nr. L 49 vom 27. 2. 1986, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 166 vom 20. 6 . 1992, S. 5 .
(3) ABl . Nr. L 183 vom 4. 7. 1981 , S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 117 vom 1 . 5 . 1992, S. 98 .
O ABl. Nr. L 158 vom 23. 6. 1990, S. 34.
(6) ABl . Nr. L 288 vom 3. 10 . 1992, S. 20 .
O ABl . Nr. L 374 vom 22. 12. 1989, S. 8 .
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gestellt, wird die am 1 5. Oktober des laufenden Jahres
noch verfügbare Restmenge nach den von der
Kommission zur Beantragung und Erteilung der
Einfuhrlizenzen zu erlassenden Durchführungsbestim­
mungen beiden Gruppen von Einführern zugeteilt. Für
das Jahr 1992 betrifft diese Zuteilung die am
8. Dezember 1992 noch verfügbare Menge."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Artikel 1 Absatz 1 gilt ab 1 . Januar 1991 .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3517192 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

zur Einfuhr bestimmter Verarbeitungserzeugnisse aus Zuchtpilzen mit Ursprung
in Polen und Südkorea und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2943/92

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Unbeschadet der Sondervorschriften des Artikels 2
werden die Einfuhrlizenzen für den am 8 . Dezember
1992 noch verfügbaren Rest der gemäß Anhang I der
Verordnung (EWG) Nr. 1707/90 auf Polen und Südkorea
entfallenden Gesamtmenge gemäß derselben Verordnung
erteilt.

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1707/90 der
Kommission vom 22. Juni 1990 mit Durchführungsbe­
stimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1796/81
hinsichtlich der Einfuhr von Zuchtpilzkonserven mit
Ursprung in Drittländern ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) 3516/92 (2), insbesondere auf Artikel 5
Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Nach Artikel 5 Absatz 4 zweiter Unterabsatz der
genannten Verordnung wird die Menge Zuchtpilze, die
bei Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 3516/92
noch verfügbar ist, an die in Frage kommenden zwei
Gruppen von Einführern gemäß den von der Kommis­
sion zu erlassenden Durchführungsbestimmungen zuge­
teilt.

Bis zum Ende des Jahres 1992 steht noch eine erheb­
liche, allen Einführern zuzuteilende Menge zur Verfü­
gung. Da die im Rahmen der Verordnung (EWG)
Nr. 1707/90 für die Einfuhr bestimmter Zuchtpilzerzeug­
nisse aus allen Drittländern außer Polen und Südkorea
vorgesehene Lizenzerteilung bis zum Ende des Jahres
1992 ausgesetzt wurde, darf die noch verfügbare Menge
nur aus Polen und Südkorea eingeführt werden .

Damit ein gleichberechtigter Zugang zu der übertragenen
Menge gewährleistet werden kann, sind hinsichtlich der
Einfuhrlizenzen Sondervorschriften festzulegen —

Artikel 2

Jeder der in Artikel 5 Absatz 4 Buchstabe a) oder b) der
Verordnung (EWG) Nr. 1707/90 genannten Einführer
kann zum Erhalt von Lizenzen für die Einfuhr von
Zuchtpilzen der KN-Codes 0711 90 40, 2003 10 20 und
2003 1 0 30 mit Ursprung in Polen und Südkorea ab dem
7. Dezember 1992 Anträge stellen.

Artikel 3

Die Verordnung (EWG) Nr. 2943/92 der Kommission (3)
wird aufgehoben.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 158 vom 23 . 6. 1990, S. 34.
(2) Siehe Seite 18 dieses Amtsblatts . (3) ABl . Nr. L 294 vom 10 . 10 . 1992, S. 14.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3518/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

mit Durchführungsbestimmungen zu den für die Erzeugung von Ananas auf den
Azoren getroffenen Sondermaßnahmen

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 des Rates
vom 15. Juni 1992 zum Erlaß von Sondermaßnahmen für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der
Azoren und Madeiras ('), insbesondere auf Artikel 30,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 30 der Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 wird
für jährlich höchstens 2 000 Tonnen eine Beihilfe für die
Erzeugung von frischen Ananas gewährt. Für diese Rege­
lung sind die Durchführungsbestimmungen festzulegen.
Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Obst und Gemüse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Interessierte Erzeuger, die ihren Sitz auf den Azoren
haben, beantragen bei den von Portugal bestimmten
zuständigen Stellen die Beihilfe für die Erzeugung von
frischen Ananas des KN-Codes 0804 30 in folgenden
Zeiträumen :

— im Januar für die Ernte der Monate Juli bis Dezember
des vorherigen Jahres ;

— im Juli für die Ernte der Monate Januar bis Juni des
laufenden Jahres.

Artikel 2

( 1 ) Ein Beihilfeantrag enthält mindestens folgende
Angaben :
— Name, Vorname und Anschrift des Antragstellers,
— die Menge der in den genannten Zeiträumen geern­
teten Ananas,

— die auf diese Erzeugung entfallende Fläche .
(2) Die zuständigen Stellen führen die Kontrollen
durch, die sie für notwendig halten, insbesondere
Kontrollen an Ort und Stelle.

(3) Die portugiesischen Behörden sorgen dafür, daß die
beihilfebegünstigte Jahresmenge die mit Artikel 30 der
Verordnung (EWG) Nr. 1600/92 bestimmten 2 000
Tonnen nicht überschreitet.

(4) Die Beihilfe der Gemeinschaft wird in den zwei
Monaten nach dem Monat ihrer Beantragung gewährt.

Artikel 3

Die Beihilfe für die Erzeugung von frischen Ananas wird
mit dem landwirtschaftlichen Kurs in Landeswährung
umgerechnet, der am 1 . Tag des betreffenden Erntezeit­
raums gilt.

Artikel 4

( 1 ) Eine unrechtmäßig gewährte Beihilfe wird von den
zuständigen Stellen wiedereingezogen, erhöht um den auf
die Zeit zwischen ihrer Gewährung und tatsächlichen
Wiedereinziehung entfallenden Zins. Es gilt der Zinssatz,
der in vergleichbaren Fällen nach Landesrecht erhoben
wird.

(2) Jede wiedereingezogene Beihilfe und gegebenen­
falls die Zinsen werden der Zahlstelle überwiesen und
von den Ausgaben abgezogen, welche der Europäische
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft
finanziert hat.

Artikel 5

Portugal teilt der Kommission vor jedem 1 . November
die Erntemenge mit, für welche die Beihilfe gewährt
wurde .

Portugal teilt ihr außerdem die gegebenenfalls gemäß
Artikel 2 Absatz 3 getroffenen Maßnahmen mit.

Artikel 6

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 173 vom 27. 6 . 1992, S. 1 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3519/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

mit Durchführungsbestimmungen zu den Sonderprämienzulagen für Rind­
fleischerzeuger und zur Erhaltung des Mutterkuhbestands auf den Kanarischen

Inseln

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungahme des Verwaltungsaus­
schusses für Rindfleisch —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1601 /92 des Rates
vom 15. Juni 1992 zur Einführung von Sondermaß­
nahmen für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse
zugunsten der Kanarischen Inseln ('), insbesondere auf
Artikel 12,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Verordnung (EWG) Nr. 1601 /92 sieht für die land­
wirtschaftliche Erzeugung auf den Kanarischen Inseln
Sondermaßnahmen vor. Diese umfassen im Sektor Rind­
fleisch Zuschläge zu den gemäß dem Gemeinschaftsrecht
für männliche Tiere und zur Erhaltung des Mutterkuhbe­
stands gewährten Sonderprämien . Um zu einer verwal­
tungsmäßigen Vereinfachung zu gelangen, sollte vorge­
sehen werden, daß diese Zuschläge unter Zugrundelegung
der Anträge gewährt werden, die im Rahmen der
Prämienregelungen zu stellen sind.

Gemäß Verordnung (EWG) Nr. 1601 /92 gelten ab 1 . Juli
1992 Sondermaßnahmen. Die entsprechenden Durchfüh­
rungsbestimmungen sollten ab demselben Zeitpunkt
angewandt werden .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

( 1 ) Der Zuschlag zu der in Artikel 10 Absatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 1601 /92 genannten Sonderprämie
wird für männliche Rinder unter Zugrundelegung der
Anträge auf Gewährung der für Rindfleischerzeuger
vorgesehenen Sonderprämie gewährt.

(2) Der Zuschlag der in Artikel 10 Absatz 3 der
Verordnung (EWG) Nr. 1601 /92 genannten Sonderprämie
wird unter Zugrundelegung der Anträge auf Gewährung
der Prämie zur Erhaltung des Mutterkuhbestands gewährt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft .

Sie gilt ab 1 . Juli 1992.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 173 vom 27. 6. 1992, S. 13 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3520/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1658/91 zur Schaffung einer vorüber­
gehenden Regelung zur nachträglichen gemeinschaftlichen Überwachung bei

Einfuhren von Atlantischem Lachs

Um sicherzustellen, daß die Entwicklung der Einfuhren
von Atlantischem Lachs genau verfolgt wird, und um
jegliche Verschlechterung der Marktlage zu vermeiden,
empfiehlt es sich, die Anwendungsdauer der mit der
Verordnung (EWG) Nr. 1658/91 eingeführten Überwa­
chungsregelung um vier Monate zu verlängern —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3687/91 des Rates
vom 28 . November 1991 über die gemeinsame Marktor­
ganisation für Fischereierzeugnisse ('), insbesondere auf
Artikel 27 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1658/91 der Kommis­
sion (2), geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 1561 /92 (3), ist eine vorübergehende Regelung zur
nachträglichen gemeinschaftlichen Überwachung
geschaffen worden, die für Einfuhren von Atlantischem
Lachs bis zum 31 . Dezember 1992 gilt.

Wegen der ernsten Störungen auf dem gemeinschaft­
lichen Lachsmarkt hat die Kommission mit der Verord­
nung (EWG) Nr. 3270/91 (4), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 992/92 (*), für Einfuhren von
Atlantischem Lachs die Einhaltung eines Mindestpreises
vorgeschrieben.

Artikel 1

Artikel 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 1658/91 erhält folgende Fassung :

„Sie gilt bis zum 30. April 1993."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Manuel MARÍN

Vizepräsident

(>) ABl. Nr. L 354 vom 23. 12. 1991 , S. 1 .
O ABl. Nr. L 151 vom 15. 6. 1991 , S. 51 .
O ABl. Nr. L 165 vom 19. 6. 1992, S. 14.h ABl. Nr. L 308 vom 9. 11 . 1991 , S. 34.
M ABl. Nr. L 105 vom 23. 4. 1992, S. 14.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3521/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 über den Ankauf von Rind­
fleisch durch Ausschreibung

unter Berücksichtigung der der Kommission vorliegenden
Notierungen die Änderung des Verzeichnisses der
Mitgliedstaaten oder der Gebiete, in welchen der Ankauf
durch Ausschreibung eröffnet ist, zur Folge. Sie erfordert
außerdem die Änderung des Verzeichnisses der Qualitats­
gruppen, die Gegenstand von Interventionsankäufen sind,
gemäß den Anhängen der vorliegenden Verordnung.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Rindfleisch —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Rindfleisch ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 2066/92 (2), insbesondere auf Artikel 6
Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 der Kommission
vom 9. Juni 1989 über den Ankauf von Rindfleisch durch
Ausschreibung (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2939/92 (4), wurde in einigen Mitgliedstaaten
oder Gebieten eines Mitgliedstaats der Ankauf mehrerer
Qualitätsgruppen durch Ausschreibung eröffnet.
Die Anwendung von Artikel 6 Absätze 2, 3 und 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 805/68 sowie die Notwendigkeit,
die Intervention auf die Käufe zu beschränken, die für
eine angemessene Marktstützung notwendig sind, hat

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 wird
durch den Anhang der vorliegenden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. Dezember 1992 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 148 vom 28 . 6. 1968, S. 24.
O ABl . Nr. L 215 vom 30 . 7. 1992, S. 49.
(3) ABl . Nr. L 159 vom 10. 6. 1989, S. 36.
(4) ABl . Nr. L 294 vom 10 . 10. 1992, S. 5.
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ANEXO — BILAG — ANHANG — ΠAPAPTHMA — ANNEX — ANNEXE — ALLEGATO
BITLAGE — ANEXO

Estados miembros o regiones de Estados miembros y grupos de calidades previstos en el
apartado 1 del articulo 1

Medlemsstater eller regioner og kvalitetsgrupper, jf. artikel 1 , stk. 1

Mitgliedstaaten oder Gebiete eines Mitgliedstaats sowie die in Artikel 1 Absatz 1 genannten
Qualitätsgruppen

Κράτη μέλη ή περιοχές κρατών μελών και ομάδες ποιότητος που αναφέρονται στο άρθρο 1
napavpaooc 1

Member States or regions of a Member State and quality groups referred to in Article 1 (1)

États membres ou régions d'États membres et groupes de qualités visés à l'article 1er,
paragraphe 1

Stati membri o regioni di Stati membri e gruppi di qualita di cui all'articolo 1 , paragrafo 1

In artikel 1 , lid 1 bedoelde Lid-Staten of gebieden van een Lid-Staat en kwaliteitsgroepen

Estados-membros ou regiões de Estados-membros e grupos de qualidades referidos no n? 1 do
artigo 1 ?

Estados miembros o regiones
de Estados miembros

Medlemsstat eller region
Mitgliedstaaten oder Gebiete

eines Mitgliedstaats
κράτος ή περιοχές

κράτους μέλους
Member States or regions

of a Member State

fitats membres ou regions
d'États membres

Stati membri o regioni
di Stati membri

Lid-Staat of gebied
van een Lid-Staat

Estados-membros ou regiões
de Estados-membros

Categoria A

Kategori A

Kategorie A

Kατηγορία A

Category A

Categorie A

Categoria A

Categorie A

Categoria A

Categoria C

Kategori C

Kategorie C

Kατηγορία r

Category C

Categorie C

Categoria C

Categorie C

Categoria C

U R O U R O

Belgique xxx
Denmark x x

Deutschland xx

España
France xxx xx

Italia x

Luxembourg x x
Nederland x

Ireland x x x

Great Britain x x x

Northern Ireland xxx
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3522/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

zur Festsetzung der Einfuhrabschöpfungen für Reis und Bruchreis

(EWG) Nr. 2530/92 der Kommission (*), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3442/92 (% festgesetzt
worden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 des Rates
vom 21 . Juni 1976 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Reis ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 674/92 (2), insbesondere auf Artikel 1 1
Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 833/87 der
Kommission vom 23. März 1987 mit Durchführungsbe­
stimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 3877/86 des
Rates über die Einfuhren der Reissorte „aromatisierter
langkörniger Basmati" der KN-Codes 1006 10, 1006 20
und 1006 30 (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 674/91 (4), insbesondere auf Artikel 8,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Die bei der Einfuhr von Reis und Bruchreis anzuwen­
denden Abschöpfungen sind durch die Verordnung

Artikel 1

Die Abschöpfungen, die bei der Einfuhr der in Artikel 1
Absatz 1 Buchstaben a) und b) der Verordnung (EWG)
Nr. 1418/76 genannten Erzeugnisse zu erheben sind, sind
im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 5. Dezember 1992 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 166 vom 25. 6 . 1976, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 73 vom 19 . 3 . 1992, S. 7.
O ABl. Nr. L 80 vom 24. 3. 1987, S. 20 .
O ABl. Nr. L 75 vom 21 . 3. 1991 , S. 29 .

0 ABl. Nr. L 254 vom 1 . 9 . 1992, S. 21 .
(6) ABI. Nr. L 350 vom 1 . 12 . 1992, S. 9 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 4. Dezember 1992 zur Festsetzung der Einfuhr­
abschöofuneen für Reis und Bruchreis

(ECU/ Tonne)
Abschöpfungen 0

KN-Code Regelung gemäß
Verordnung (EWG)
Nr. 3877/86 0

AKP
Bangladesch
OOHC)

Drittländer
(außer AKP)
0

1006 10 21 — 151,84 310,88
1006 10 23 — 153,61 314,42
100610 25 — 153,61 314,42
1006 10 27 235,82 153,61 314,42
1006 10 92 — 151,84 310,88
1006 10 94 — 153,61 314,42
1006 10 96 — 153,61 314,42
1006 10 98 235,82 153,61 314,42
1006 20 11 — 190,70 388,60
1006 20 13 — 192,91 393,02
1006 20 15 — 192,91 393,02
1006 20 17 294,77 192,91 393,02
1006 20 92 — 190,70 388,60
1006 20 94 — 192,91 393,02
1006 20 96 — 192,91 393,02
1006 20 98 294,77 192,91 393,02
1006 30 21 — 236,32 496,49 0
1006 30 23 — 285,30 594,37 0
1006 30 25 — 285,30 594,37 0
1006 30 27 445,78 0 285,30 594,37(0
1006 30 42 — 236,32 496,49 0
1006 30 44 — . 285,30 594,37 H
1006 30 46 — 285,30 594,37 0
1006 30 48 445,78 0 285,30 594,37 0
1006 30 61 — 252,03 528,77 0
1006 30 63 — 306,23 637,17 0
1006 30 65 — 306,23 637,17 0
1006 30 67 477,88 0 306,23 637,17 0
1006 30 92 — 252,03 528,77 0
1006 30 94 — 306,23 637,17 0
1006 30 96 — 306,23 637,17 0
1006 30 98 477,88 0 306.23 637,17 0
1006 40 00 — 69,27 144,54

(') Vorbehaltlich der Anwendung der Vorschriften der Artikel 12 und 13 der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 .
(2) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 werden keine Abschöpfungen bei der unmittelbaren Einfuhr von
Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean in das
überseeische Departement Reunion erhoben.

(3) Die Abschöpfung bei der Einfuhr von Reis in das überseeische Departement Reunion ist in Artikel IIa der
Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 festgesetzt.

(4) Bei der Einfuhr von Reis, ausgenommen Bruchreis (KN-Code 1006 40 00), mit Ursprung in Bangladesch gilt die
im Rahmen der Verordnungen (EWG) Nr. 3491 /90 und (EWG) Nr. 862/91 festgelegte Abschöpfung.

(5) Die Abschöpfung wird bei der Einfuhr in Portugal um den in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
3778/91 genannten Betrag erhöht.

(') Bei der Ausfuhr von Reis der Reissorte „aromatisierter, langkörniger Basmati" gilt die im Rahmen der Verord­
nung (EWG) Nr. 3877/86, geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3136/91 , festgelegte Abschöpfung.

O Gemäß Artikel 101 Absatz 1 der Entscheidung 91 /482/EWG werden bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit
Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten keine Abschöpfungen erhoben.
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VERORDNUNG EWG) Nr. 3523/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

zur Festsetzung der Prämien als Zuschlag zu den Einfuhrabschöpfungen für Reis
und Bruchreis

Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif­
Preise für Terminkäufe werden die zur Zeit geltenden
Prämien, die den Abschöpfungen hinzugefügt werden,
wie im Anhang zu dieser Verordnung angegeben, abgeän­
dert —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 des Rates
vom 21 . Juni 1976 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Reis ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 674/92 (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Prämien, die den Abschöpfungen für Reis und
Bruchreis hinzugefügt werden, sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2531 /92 der Kommission (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3443/92 (4), festgesetzt
worden.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Prämiensätze als Zuschlag zu den im voraus festge­
setzten Abschöpfungen für die Einfuhren von Reis und
Bruchreis mit Ursprung in Drittländern sind im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 5. Dezember 1992 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 166 vom 25. 6 . 1976, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 73 vom 19 . 3 . 1992, S. 7.
O ABl. Nr. L 254 vom 1 . 9. 1992, S. 24.
4) ABl . Nr. L 350 vom 1 . 12. 1992, S. 11 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 4. Dezember 1992 zur Festsetzung der Prämien als
Zuschlag zu den Einfuhrabschöpfungen für Reis und Bruchreis

(ECU/ Tonne)

KN-Code
laufender
Monat
12

1 . Term.

1

2. Term.

2

3 . Term.

3

1006 10 21 0 0 0 —

1006 10 23 0 0 0 —

1006 10 25 0 0 0 —

1006 10 27 0 0 0 —

1006 10 92 0 0 o —

1006 10 94 0 0 0 —

1006 10 96 0 0 0 —

1006 10 98 0 0 0 —

1006 20 11 0 0 o —

1006 20 13 0 0 0 —

1006 20 15 0 0 0 —

1006 20 17 0 0 0 —

1006 20 92 0 0 0 —

1006 20 94 0 0 0 —

1006 20 96 0 0 0 —

1006 20 98 0 0 0 —

1006 30 21 0 0 0 —

1006 30 23 0 0 0 —

1006 30 25 0 0 0 —

1006 30 27 0 0 0 —

1006 30 42 0 0 0 —

1006 30 44 0 0 0 —

1006 30 46 0 0 0 —

1006 30 48 0 0 0 —

1006 30 61 0 0 0 —

1006 30 63 0 0 0 —

1006 30 65 0 0 0 —

1006 30 67 0 0 0 —

1006 30 92 0 0 0 —

1006 30 94 0 0 0 —

1006 30 96 0 0 0 —

1006 30 98 0 0 0 —

1006 40 00 0 0 0 0
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3524/92 DER KOMMISSION
vom 4. Dezember 1992

zur Wiedereinführung des bei der Einfuhr von kleinblütigen Rosen mit
Ursprung in Israel zu erhebenden Präferenzzolls

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 700/88 der Kommis­
sion (J), geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3556/88 (6), wurden die diesbezüglichen Durchfüh­
rungsbestimmungen erlassen.

Zur Gewährleistung einer normalen Abwicklung der
Regelung sollte bei der Berechnung der Einfuhrpreise
folgendes berücksichtigt werden :
— bei den Währungen, die untereinander eine Schwan­
kungsbreite von 2,25 v. H. einhalten, ein Umrech­
nungskurs, der sich auf den Leitkurs stützt, der mit
dem Berichtigungsfaktor gemäß Artikel 3 Absatz 1
letzter Unterabsatz der Verordnung (EWG)
Nr. 1676/85 des Rates f), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 2205/90 (8), zu multiplizieren
ist ;

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Der mit der Verordnung (EWG) Nr. 3341 /92 festgesetzte
Präferenzzoll wurde für kleinblütige Rosen mit Ursprung
in Israel durch die Verordnung (EWG) Nr. 3466/92 der
Kommission (9) ausgesetzt.

Gemäß den in Ubereinstimmung mit den Verordnungen
(EWG) Nr. 4088/87 und (EWG) Nr. 700/88 getroffenen
Feststellungen ist der Schluß zu ziehen, daß die Bedin­
gungen nach Artikel 2 Absatz 3 erster Gedankenstrich der
Verordnung (EWG) Nr. 4088/87 für die Wiedereinfüh­
rung des Präferenzzolls für kleinblütige Rosen mit
Ursprung in Israel erfüllt sind —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4088/87 des Rates
vom 21 . Dezember 1987 zur Festlegung der Bedingungen
für die Anwendung von Präferenzzöllen bei der Einfuhr
bestimmter Waren des Blumenhandels aus Israel, Jorda­
nien, Marokko und Zypern ('), geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 3551 /88 (2), insbesondere auf Artikel 5
Absatz 2 Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 4088/87 wurden die
Durchführungsbestimmungen für einen Präferenzzoll
festgelegt, der im Rahmen eines jährlich zu eröffnenden
Zollkontingents für die Einfuhr von frischen Schnitt­
blumen in die Gemeinschaft auf großblütige Rosen,
kleinblütige Rosen , einblütige (Standard) Nelken und
mehrblütige (Spray) Nelken zu erheben ist.

Die Verordnung (EWG) Nr. 3341 /92 des Rates (3) betrifft
die Eröffnung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll­
kontingents für Blüten und Blütenknospen, geschnitten,
frisch, mit Ursprung in Zypern, Jordanien, Marokko bzw.
Israel .

Nach Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 4088/87 wird für ein bestimmtes Erzeugnis und ein
bestimmtes Ursprungsland wieder der Präferenzzoll
eingeführt, wenn die Preise des eingeführten Erzeugnisses
ohne Abzug des vollen Zollsatzes bei mindestens 70 v. H.
der Mengen, für welche Notierungen auf den repräsenta­
tiven Märkten der Gemeinschaft vorliegen, für die
nachstehende Dauer, vom Zeitpunkt der tatsächlichen
Anwendung der Maßnahme der Präferenzzollaussetzung
an gerechnet, mindestens 85 v. H. des gemeinschaftlichen
Erzeugerpreises betragen :
— an zwei aufeinanderfolgenden Markttagen im Falle
einer Aussetzung gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe
a) dieser Verordnung,

— an drei aufeinanderfolgenden Markttagen im Falle
einer Aussetzung gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe
b) dieser Verordnung.

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2960/92 der Kommis­
sion (4) wurden zur Anwendung dieser Regelung die
gemeinschaftlichen Erzeugerpreise für Nelken und Rosen
festgesetzt.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der mit der Verordnung (EWG) Nr. 3341 /92 festgesetzte,
bei der Einfuhr von kleinblütigen Rosen (KN-Code
ex 0603 10 51 ) mit Ursprung in Israel zu erhebende Präfe­
renzzoll wird wiedereingeführt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 5. Dezember 1992 in Kraft.

C) ABl. Nr. L 382 vom 31 . 12. 1987, S. 22.
(2) ABl . Nr. L 311 vom 17. 11 . 1988, S. 1 .
(3) ABl. Nr. L 336 vom 20 . 11 . 1992, S. 8 .
(4) ABl. Nr. L 298 vom 14. 10 . 1992, S. 9 .

O ABl . Nr. L 72 vom 18 . 3 . 1988, S. 16.
(6) ABl . Nr. L 311 vom 17. 11 . 1988 , S. 8 .
O ABl . Nr. L 164 vom 24. 6. 1985, S. 1 .
(8) ABl . Nr. L 201 vom 31 . 7. 1990, S. 9 .
(9) ABl . Nr. L 350 vom 1 . 12. 1992, S. 73 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.
Brüssel , den 4. Dezember 1992

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE 92/102/EWG DES RATES

vom 27. November 1992

über die Kennzeichnung und Registrierung von Tieren

rung dieser Tiere gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c)
der Richtlinie 90/425/EWG außer bei Schlachttieren und
eingetragenen Equiden nach Durchführung der Veterinär­
kontrollen erfolgen .

Im Rahmen bestimmter gemeinschaftlicher Beihilferege­
lungen für die Landwirtschaft ist bei bestimmten Nutz­
tierarten die Kennzeichnung der einzelnen Tiere erfor­
derlich. Das Kennzeichnungs- und Registriersystem muß
daher für die Anwendung und Kontrolle solcher
Maßnahmen geeignet sein .

DER RAT DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c) der Richtlinie
90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Regelung
der veterinärrechtlichen und tierzüchterischen Kontrollen
im innergemeinschaftlichen Handel mit lebenden Tieren
und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnenmarkt ^)
müssen Tiere für den innergemeinschaftlichen Handel
den Gemeinschaftsvorschriften entsprechend gekenn­
zeichnet und so registriert sein, daß der Betrieb, das
Zentrum oder die Einrichtung, aus denen diese Tiere
stammen bzw. in denen sie sich aufgehalten haben, fest­
gestellt werden können, und diese Kennzeichnungs- und
Registriersysteme vor dem 1 . Januar 1993 auf alle Tierver­
bringungen im Gebiet des jeweiligen Mitgliedstaats ausge­
dehnt werden.

Gemäß Artikel 14 der Richtlinie 91 /496/EWG des Rates
vom 15. Juli 1991 zur Festlegung von Grundregeln für
die Veterinärkontrollen von aus Drittländern in die
Gemeinschaft eingeführten Tieren und zur Änderung der
Richtlinien 89/622/EWG, 90/425/EWG und
90/675/EWG (4) muß die Kennzeichnung und Registrie­

Zur sachgemäßen Anwendung dieser Richtlinie muß ein
schneller und effizienter Informationsaustausch zwischen
den Mitgliedstaaten gewährleistet sein. Entsprechende
Bestimmungen enthalten die Verordnung (EWG)
Nr. 1468/81 des Rates vom 19. Mai 1981 betreffend die
gegenseitige Unterstützung der Verwaltungsbehörden der
Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behörden
mit der Kommission, um die ordnungsgemäße Anwen­
dung der Zoll- und der Agrarregelung zu gewährleisten Q,
sowie die Richtlinie 89/608/EWG vom 21 . November
1989 betreffend die gegenseitige Unterstützung der
Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten und die Zusam­
menarbeit dieser Behörden mit der Kommission, um die
ordnungsgemäße Anwendung der tierärztlichen und tier­
zuchtrechtlichen Vorschriften zu gewährleisten (6).

(') ABl. Nr. C 137 vom 27. 5. 1992, S. 7.

Die Tierhalter müssen über die im Betrieb befindlichen
Tiere genau Buch führen . Entsprechend müssen Tier­
händler Buch über ihre Transaktionen führen . Die
zuständige Behörde muß auf Verlangen jederzeit Zugang
zu diesen Büchern haben.

(2) Stellungnahme vom 19. November 1992 (noch nicht im
Amtsblatt veröffentlicht).

(3) ABl. Nr. L 224 vom 18 . 8 . 1990, S. 29. Richtlinie zuletzt geän­
dert durch die Richtlinie 91 /496/EWG (ABl. Nr. L 268 vom
24. 9. 1991 , S. 56).

(<) ABl. Nr. L 268 vom 24. 9 . 1991 , S. 56. Richtlinie geändert
durch die Richtlinie 91 /628/EWG (ABl. Nr. L 340 vom 11 .
12. 1991 , S. 17).

(*) ABl . Nr. L 144 vom 2. 6. 1981 , S. 1 . Verordnung geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 945/87 (ABl. Nr. L 90 vom
2. 4. 1987, S. 3).

(6) ABl . Nr. L 351 vom 2. 12. 1989, S. 34.
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Damit Tierverbringungen schnell und zuverlässig ermit­
telt werden können, müssen die Tiere identifiziert werden
können. Form und Angaben des Kennzeichens bei
Rindern sind auf Gemeinschaftsebene festzulegen . Bei
Schweinen, Schafen und Ziegen sollte die Art des Kenn­
zeichens erst später beschlossen werden ; bis dahin sollten
die innerstaatlichen Identifizierungsregelungen für die
Verbringung, die sich auf den einzelstaatlichen Markt
beschränkt, beibehalten werden.

Für Tiere, die direkt von einem Haltungsbetrieb zu einem
Schlachthof verbracht werden, sollte die Möglichkeit
vorgesehen werden, von den Vorschriften über die Kenn­
zeichnung abzuweichen. Die Tiere sind jedoch auf jeden
Fall so zu identifizieren, daß ihr Ursprungsbetrieb ermit­
telt werden kann.

Von der Pflicht zur Eintragung in ein Verzeichnis sollten
Personen ausgenommen werden können, die Tiere zum
Eigengebrauch halten ; in Sonderfällen sollten Abwei­
chungen in den Modalitäten der Registerführung möglich
sein .

Bei Tieren, bei denen das Kennzeichen unlesbar
geworden oder verlorengegangen ist, muß ein neues
Kennzeichen angebracht werden, so daß eine Verbindung
zu dem Kennzeichen, mit dem das Tier vorher versehen
war, hergestellt werden kann.

Diese Richtlinie darf die besonderen Anforderungen der
Entscheidung 89/153/EWG der Kommission vom
13. Februar 1989 über die Beziehung zwischen den zur
Feststellung von Rückständen entnommenen Stichproben
und den Tieren und ihren Ursprungsbetrieben (') und
nach der Richtlinie 91 /496/EWG erlassene einschlägige
Durchführungsvorschriften nicht berühren .

Zum Erlaß etwa erforderlicher Durchführungsvorschriften
ist ein Verwaltungsausschußverfahren vorzusehen —

Artikel 2

Für diese Richtlinie gelten folgende Definitionen :
a) Tiere : alle Tiere der unter die Richtlinien
64/432/EWG (3) und 91 /68/EWG (4) fallenden Arten ;

b) Betrieb : jede Einrichtung, jede Anlage bzw. — im
Falle der Freilufthaltung — jeder Ort, in der bzw. an
dem Tiere gehalten, aufgezogen oder behandelt
werden ;

c) Halter : jede natürliche oder juristische Person die,
wenn auch nur vorübergehend, für Tiere verant­
wortlich ist ;

d) zuständige Behörde : für die Durchführung der veteri­
närrechtlichen Kontrollen zuständige Zentralbehörde
eines Mitgliedstaats oder eine von dieser zum Zwecke
der Durchführung dieser Richtlinie damit beauftragte
Stelle ;

e) Handel '. Warenaustausch gemäß Artikel 2 der Richt­
linie 90/425/EWG.

Artikel 3

( 1 ) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß
a) die zuständige Behörde über ein aktuelles Verzeichnis
aller Betriebe in ihrem Gebiet verfügt, in denen Tiere
im Sinne dieser Richtlinie gehalten werden , wobei die
Arten der gehaltenen Tiere und ihre Halter anzugeben
sind ; diese Betriebe müssen noch drei Jahre lang nach
dem Zeitpunkt, von dem an sich keine Tiere mehr in
ihnen befinden, in dem Verzeichnis aufgeführt
bleiben . In diesem Verzeichnis sind auch das oder die
Kennzeichen zur Identifizierung des Betriebs gemäß
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a), Artikel 5 Absatz 2
Buchstabe c) Unterabsatz 2, Artikel 5 Absatz 3 Unter­
absatz 1 und Artikel 8 aufzuführen ;

b) die Kommission, die zuständige Behörde und jede für
die Überwachung der Anwendung der Verordnung
(EWG) Nr. 3508/92 zuständige Stelle Zugang zu allen
Informationen haben können, die aufgrund dieser
Richtlinie übermittelt werden .

(2) Den Mitgliedstaaten kann nach dem Verfahren des
Artikels 18 der Richtlinie 90/425/EWG gestattet werden,
Personen, die höchstens drei Schafe oder Ziegen halten,
für die sie keine Beihilfen beantragen und die für ihren
eigenen Gebrauch bzw. Verzehr bestimmt sind, oder —
zur Berücksichtigung besonderer Gegebenheiten —
Personen, die zum eigenen Gebrauch bzw. Verzehr ein
Schwein halten, von dem in Absatz 1 Buchstabe a)
genannten Verzeichnis auszunehmen, sofern jedes dieser
Tiere vor seiner Verbringung an einen anderen Ort den in
dieser Richtlinie vorgesehenen Kontrollen unterzogen
wird.

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Diese Richtlinie legt Mindestanforderungen für die Kenn­
zeichnung und Registrierung von Tieren fest und gilt
unbeschadet ausführlicherer Gemeinschaftsregelungen,
die festgelegt werden können, um Krankheiten zu tilgen
bzw. einzudämmen.

Sie gilt unbeschadet der Entscheidung 89/ 153/EWG und
der gemäß der Richtlinie 91 /496/EWG erlassenen Durch­
führungsvorschriften und unter Berücksichtigung des
Artikels 5 der Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates
vom 27. November 1992 zur Einführung eines inte­
grierten Verwaltungs- und Kontrollsystems für bestimmte
gemeinschaftliche Beihilferegelungen (2).

(J) Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 zur Re­
gelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemein­
schaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen
(ABl. Nr. 121 vom 29 . 7. 1964, S. 1977/64). Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 91 /687/EWG (ABl. Nr. L 377
vom 31 . 12. 1991 , S. 16).

(4) Richtlinie 91 /68/EWG des Rates vom 28 . Januar 1991 zur
Regelung tierseuchenrechtlicher Fragen beim innergemein­
schaftlichen Handelsverkehr mit Schafen und Ziegen (ABl.
Nr. L 46 vom 19. 2. 1991 , S. 19).

(') ABl . Nr. L 59 vom 2. 3 . 1989, S. 33 .
(2) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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••• Artikel 4

( 1 ) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß
a) jeder Halter von Rindern oder Schweinen gemäß der
Richtlinie 64/432/EWG, der in das in Artikel 3
Absatz 1 Buchstabe a) genannte Verzeichnis aufge­
nommen ist, ein Register führt, das Angaben über die
Anzahl der in seinem Betrieb vorhandenen Tiere
enthält.

Dieses Register umfaßt eine stets auf dem neuesten
Stand zu haltende Übersicht über die bei diesen Tieren
zu verzeichnenden Geburten, Todesfälle und Bewe­
gungen (Anzahl der Tiere bei jedem Zu- und Abgang)
auf der Mindestgrundlage der Gesamtveränderungen
des Bestands und unter Angabe des Ursprungs bzw.
der Bestimmung der Tiere und des Zeitpunkts dieser
Bestandsveränderungen.
In allen Fällen ist das gemäß den Artikeln 5 und 8
angebrachte Kennzeichen anzugeben.
Bei Schweinen sind jedoch die Angaben über
Geburten und Todesfälle nicht vorgeschrieben .
Im Falle von reinrassigen und von hybriden
Schweinen, die gemäß der Richtlinie 88/661 /EWG (')
in ein Herdbuch eingetragen werden, kann nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Richtlinie 90/425/EWG
ein auf einer Einzelkennzeichnung der Tiere beru­
hendes Registriersystem anerkannt werden, wenn es
einem Register gleichwertige Garantien bietet ;

b) jeder Schaf- oder Ziegenhalter, dessen Betrieb in das
Verzeichnis gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a)
eingetragen ist, führt ein Register, in dem zumindest
die Gesamtzahl der Schafe und Ziegen aufgeführt ist,
die zu einem von der zuständigen Behörde jährlich
festzulegenden Zeitpunkt im Betrieb vorhanden sind.
Das Register umfaßt ferner
— eine fortgeschriebene Ubersicht über die Anzahl

der im Betrieb vorhandenen weiblichen Schafe und
Ziegen, die älter als zwölf Monate sind oder Junge
geworfen haben ;

— die Bewegungen (Anzahl der Tiere bei jedem Zu­
und Abgang) von Schafen und Ziegen auf der
Mindestgrundlage der Gesamtveränderungen des
Bestands und unter Angabe des Ursprungs bzw. der
Bestimmung der Tiere, ihres Kennzeichens und
des Zeitpunkts dieser Bestandsveränderungen.

(2) Nach dem Verfahren des Artikels 18 der Richtlinie
90/425/EWG ist jedoch ein vereinfachtes Registrierungs­
verfahren zu erstellen, und zwar vor dem 1 . Januar 1993
für Büffel und vor dem 1 . Oktober 1994 für Schafe und
Ziegen, die sich in Transhumanz befinden, sowie für
Büffel, Schafe und Ziegen, die auf gemeinsamen Weiden
gehalten oder in abgelegenen Gebieten gezüchtet werden.
(3) Die Mitgliedstaaten tragen ebenfalls dafür Sorge,
daß

a) die Halter der zuständigen Behörde auf Verlangen alle
Informationen über den Ursprung, die Kennzeichnung

und gegebenenfalls die Bestimmung der Tiere liefern,
die in ihrem Eigentum standen bzw. die sie gehalten,
befördert, vermarktet oder geschlachtet haben ;

b) die Halter von Tieren, die zu einem Markt bzw. einer
Sammelstelle oder von einem Markt bzw. einer
Sammelstelle verbracht werden, ein Dokument
beibringen, in dem dem Händler, der auf dem Markt
oder an der Sammelstelle vorübergehend Halter der
Tiere ist, Angaben über die Sendung, einschließlich
der Kennzeichnungsnummern bzw. der Kennzeichen
für alle Rinder, zur Kenntnis gebracht werden .
Der Betreiber kann die nach Unterabsatz 1 erhaltenen
Dokumente dazu verwenden, den Verpflichtungen
nach Absatz 1 Buchstabe a) Unterabsatz 3 nachzu­
kommen ;

c) die Register und Informationen im Betrieb verfügbar
sind und der zuständigen Behörde während eines von
ihr festzulegenden Mindestzeitraums, der mindestens
drei Jahre betragen muß, auf Verlangen jederzeit zur
Verfügung gestellt werden.

Artikel 5

( 1 ) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß
folgende allgemeine Grundsätze eingehalten werden :

a) Die Kennzeichen sind anzubringen, bevor die Tiere
den Betrieb, in dem sie geboren sind, verlassen.

b) Ein Kennzeichen darf nur mit vorheriger Genehmi­
gung der zuständigen Behörde entfernt oder ersetzt
werden.

Ist ein Kennzeichen unlesbar geworden oder verloren­
gegangen, so wird den Vorschriften dieses Artikels
entsprechend ein neues Kennzeichen angebracht.

c) Der Halter hat jedes neue Kennzeichen in das Register
nach Artikel 4 einzutragen, so daß eine Verbindung zu
dem Kennzeichen, mit dem das Tier vorher versehen
war, hergestellt werden kann.

d) Die in Absatz 2 Buchstabe a) vorgesehene Ohrmarke
muß einem von der zuständigen Behörde genehmigten
Muster entsprechen ; sie muß fälschungssicher sein
und während der Lebenszeit des betreffenden Tieres
lesbar bleiben. Eine Mehrfachverwendung darf nicht
möglich sein ; die Marke muß so beschaffen sein, daß
sie, ohne das Wohlbefinden des Tieres zu beeinträch­
tigen, an ihm befestigt bleibt.

(2) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß in
bezug auf die Rinder
a) alle Tiere gemäß Artikel 2 der Richtlinie 64/432/EWG,
die sich in einem Betrieb befinden, durch eine
Ohrmarke mit einem alphanumerischen Code von
nicht mehr als 14 Zeichen gekennzeichnet werden,
aufgrund dessen jedes einzelne Tier sowie der Betrieb,
in dem es geboren wurde, identifiziert werden können,
und daß Stiere, die an kulturellen oder sportlichen
Veranstaltungen — mit Ausnahme von Messen und
Ausstellungen — teilnehmen sollen, nach einem von
der Kommission anerkannten System gekennzeichnet
werden, das gleichwertige Garantien bietet.

(') Richtlinie 88/661 /EWG des Rates vom 19. Dezember 1988
über die tierzüchterischen Normen für Zuchtschweine (ABl.
Nr. L 382 vom 31 . 12. 1988, S. 36).
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linie 90/425/EWG bei allen Bewegungen von Tieren in
ihrem Hoheitsgebiet an ' ihren innerstaatlichen Rege­
lungen für das Verbringen von Tieren, ausgenommen
Rinder, festhalten. Diese Regelungen müssen es ermög­
lichen, den Betrieb, aus dem die Tiere kommen, zu iden­
tifizieren, und den Betrieb, in dem sie geboren wurden,
ausfindig zu machen. Die Mitgliedstaaten teilen der
Kommission die Regelungen mit, die sie zu diesem
Zweck ab 1 . Juli 1993 für Schweine und am 1 . Juli 1994
für Schafe und Ziegen anzuwenden gedenken. Nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Richtlinie 90/425/EWG
kann ein Mitgliedstaat aufgefordert werden, diese Rege­
lung zu ändern, wenn sie die Anforderung von Satz 2
nicht erfüllt.

Bei Tieren, die mit einem vorläufigen Kennzeichen zur
Identifizierung einer Sendung versehen sind, muß
während ihrer Verbringung ein Dokument mitgeführt
werden, das es ermöglicht, den Ursprung, den Eigen­
tümer, den Abgangsort und den Bestimmungsort zu
bestimmen.

Die zuständige Behörde kann jedoch die Verbringung von
Schafen und Ziegen ohne Kennzeichen zwischen
Betrieben ein und desselben Eigentümers, die im Gebiet
dieser Behörde liegen und den gleichen Gesundheits­
status aufweisen, gestatten, sofern diese Verbringung im
Rahmen einer einzelstaatlichen Verbringungsregelung
erfolgt, die die Bestimmung des Betriebs ermöglicht, in
dem das Tier geboren wurde . Die Mitgliedstaaten teilen
der Kommission vor dem 1 . Juli 1994 die Regelungen
mit, die sie zu diesem Zweck zu erlassen gedenken. Nach
dem Verfahren des Artikels 18 der Richtlinie
90/425/EWG kann ein Mitgliedstaat aufgefordert werden,
diese Regelung zu ändern, wenn sie die obengenannte
Anforderung nicht erfüllt.

(4) Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe e) der Richtlinie
64/432/EWG erhält folgende Fassung :

„e) gemäß Artikel 5 der Richtlinie 92/ 102/EWG des
Rates vom 27. November 1992 über die Kenn­
zeichnung und Registrierung von Tieren f)
gekennzeichnet werden.

Die Ohrmarken gemäß Unterabsatz 1 sind spätestens
neun Monate nach dem Zeitpunkt anzubringen, zu
dem Maßnahmen im Hinblick auf die Identifizierung
des Mitgliedstaats und des Ursprungsbetriebs nach
dem Verfahren des Artikels 18 der Richtlinie
90/425/EWG angenommen worden sind. Die Kenn-1
Zeichnung von Tieren vor Ablauf dieses Neunmonats­
zeitraums muß gemäß den einzelstaatlichen Rege­
lungen des Unterabsatzes 3 oder durch das in Unterab­
satz 1 genannte Kennzeichen erfolgen.
Auf Antrag eines Mitgliedstaats wird dieser Neunmo­
natszeitraum nach dem Verfahren des Artikels 18 der
Richtlinie 90/425/EWG bis zum 1 . Juli 1994 verlän­
gert.

Tiere, die vor Ablauf der vorgenannten Zeiträume
gemäß den geltenden und der Kommission mitge­
teilten einzelstaatlichen Regelungen gekennzeichnet
worden sind, unterliegen jedoch weiterhin der
Kontrolle auf der Grundlage dieser Regelungen ;

b) die Zuteilung der Kennzeichen an die Betriebe, ihre
Verteilung und ihre Anbringung an den Tieren in
einer von der zuständigen Behörde festgelegten Weise
erfolgt ;

c) die Kennzeichen spätestens dreißig Tage nach der
Geburt des Tieres angebracht werden.
Die zuständige Behörde kann diese Kennzeichnung
jedoch bis zum Alter von höchstens sechs Monaten
aufschieben, sofern das Tier vor Erreichen des Alters
von dreißig Tagen vom Halter mit einem von der
zuständigen Behörde anerkannten vorläufigen Kenn­
zeichen, mit dem es seinem Ursprungsbetrieb
zugeordnet wird, versehen worden ist und es den
Betrieb nicht verläßt, es sei denn, es soll , ohne eineh
anderen Betrieb zu durchlaufen, in einem Schlachthof
des Gebiets der zuständigen Behörde, die das vorläu­
fige Kennzeichen anerkannt hat, geschlachtet werden .
Die zuständige Behörde kann jedoch gestatten, daß
Kälber, die vor Erreichen des Alters von sechs
Monaten geschlachtet werden sollen und die, bevor sie
dreißig Tage alt sind, gemäß einer nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Richtlinie 90/425/EWG
anerkannten einzelstaatlichen Verbringungsregelung,
welche zumindest die Feststellung des Ursprungsbe­
triebs ermöglicht, befördert werden, erst im Mastbe­
trieb gekennzeichnet werden, sofern die Kälber unmit­
telbar vom Ursprungsbetrieb in diesen Betrieb
verbracht werden und die gemäß derartigen Rege­
lungen beförderten Tiere nicht für eine Prämie in
Betracht kommen.

(3) Andere Tiere als Rinder müssen so früh wie
möglich, auf jeden Fall aber vor dem Verlassen des
Betriebs mit einer Ohrmarke oder einer Tätowierung
versehen werden, die eine Zuordnung zum Ursprungsbe­
trieb sowie eine Bezugnahme auf das in Artikel 3 Absatz
1 Buchstabe a) genannte Verzeichnis ermöglicht ; dieses
Kennzeichen ist in jedem Begleitdokument anzugeben.

Jedoch können die Mitgliedstaaten bis zu dem Beschluß
gemäß Artikel 10 dieser Richtlinie und abweichend von
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c) Unterabsatz 2 der Rieht­

Q ABl . Nr. L 355 vom 5. 12. 1992, S. 32.

Artikel 6

( 1 ) Beschließt die zuständige Behörde des Bestim­
mungsmitgliedstaats, das dem Tier im Ursprungs- und
Herkunftsbetrieb zugeteilte Kennzeichen nicht beizube­
halten, so trägt sie alle aus der Änderung des Kennzei­
chens erwachsenden Kosten . Wurde das Kennzeichen
geändert, so muß eine Verbindung zwischen dem von der
zuständigen Behörde des Versendungsmitgliedstaats zuge­
teilten Kennzeichen und dem neuen von der zuständigen
Behörde des Bestimmungsmitgliedstaats zugeteilten
Kennzeichen hergestellt werden. Auf diese Verbindung ist
in dem Register nach Artikel 4 hinzuweisen.

Die Inanspruchnahme der in Unterabsatz 1 vorgesehenen
Möglichkeit kommt bei zur Schlachtung bestimmten
Tieren, die gemäß Artikel 8 eingeführt werden, ohne mit
einer neuen Marke gemäß Artikel 5 versehen zu sein,
nicht in Betracht.
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nationalen Normenorganisation (ISO) erzielten Fort­
schritte .

Artikel 11

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richt­
linie wie folgt nachzukommen :
— hinsichtlich der Anforderungen bei Rindern

i) müssen die Tiere ab 1 . Februar 1993 den beste­
henden einzelstaatlichen Bestimmungen des Arti­
kels 4 entsprechen, registriert und gemäß den
bestehenden Regelungen nach Artikel 5 Absatz 2
Buchstabe a) Unterabsätze 2 und 3 gekennzeichnet
werden ;

ii) müssen die in dieser Richtlinie vorgesehenen
gemeinschaftlichen Registrierungs- und Kenn­
zeichnungssysteme ab 1 . Oktober 1993 eingeführt
sein ;

— hinsichtlich der Anforderungen bei Schweinen zum 1 .
Januar 1994 ;

— hinsichtlich der Anforderungen bei Schafen und
Ziegen zum 1 . Januar 1995.

Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in
Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterabsatz
1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen .

(3) Die Festlegung des Zeitpunkts für den Ablauf der
Umsetzungsfrist auf den 1 . Januar 1994 bzw» den 1 .
Januar 1995 läßt die in der Richtlinie 90/425/EWG
vorgesehene Abschaffung der Veterinärkontrollen an den
Grenzen unberührt.

Artikel 12

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

(2) Wurden die Tiere in den Handel gebracht, so kann
die zuständige Behörde des Bestimmungsmitgliedstaats
zwecks Anwendung des Artikels 5 der Richtlinie
90/425/EWG die Bestimmungen des Artikels 4 der
Richtlinie 89/608/EWG heranziehen, um Auskünfte über
die Tiere, ihren Ursprungsbestand und ihre etwaige
Verbringung zu erhalten.

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß alle Informa­
tionen über das Verbringen von Tieren, für die keine
Bescheinigung oder kein Dokument gemäß den Vete­
rinär- bzw. tierzuchtrechtlichen Bestimmungen mitge­
führt wird, aufbewahrt und der zuständigen Behörde
während eines von dieser Behörde festzulegenden
Mindestzeitraums auf Verlangen vorgelegt werden.

Artikel 8

Aus einem Drittland eingeführte Tiere, die den
Kontrollen gemäß der Richtlinie 91 /496/EWG unter­
zogen wurden und im Gebiet der Gemeinschaft
verbleiben, sind innerhalb von dreißig Tagen nach
Durchführung der vorgenannten Kontrollen und in
jedem Fall vor ihrer Verbringung mit einem Kennzeichen
nach Artikel 5 zu versehen, es sei denn, der Bestim­
mungsbetrieb ist ein Schlachthof im Gebiet der für die
Veterinärkontrollen zuständigen Behörde und die Tiere
werden innerhalb dieser Frist von 15 Tagen tatsächlich
geschlachtet.

Es ist eine Verbindung zwischen der Kennzeichnung
durch das Drittland und der ihm von dem Bestimmungs­
mitgliedstaat zugeteilten Kennzeichnung herzustellen .
Auf diese Verbindung ist in dem Register nach Artikel 4
hinzuweisen.

Artikel 9

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Verwal­
tungs- und/oder Strafmaßnahmen, um jede Verletzung
der veterinärrechtlichen Vorschriften der Gemeinschaft zu
ahnden, wenn festgestellt wird, daß die Kennzeichnung
bzw. Identifizierung der Tiere oder die Führung der Regi­
ster nach Artikel 4 nicht unter Einhaltung der Anforde­
rungen dieser Richtlinie durchgeführt worden sind.

Artikel 10

Der Rat überprüft diese Richtlinie bis zum 31 . Dezember
1996 anhand eines Berichts der Kommission mit
etwaigen Vorschlägen, über die er mit qualifizierter Mehr­
heit befindet, im Lichte der gesammelten Erfahrungen,
um ein gemeinschaftliches Kennzeichnungs- und Regi­
strierungssystem zu definieren, und entscheidet über die
Einführung einer elektronischen Kennzeichnungsvorrich­
tung nach Maßgabe der in diesem Bereich von der Inter­

Geschehen zu Brüssel am 27. November 1992.

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. PATTEN
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 2 . Dezember 1992

über die Ermächtigung der Französischen Republik zur Einführung von Schutz­
maßnahmen bei der Einfuhr von Bananen mit Ursprung in der Republik

Kamerun und der Republik Cöte d'Ivoire
(Nur der französische Text ist verbindlich)

(92/554/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf das am 15. September 1989 unterzeichnete
Vierte AKP—EWG-Abkommen ('), nachstehend
»Abkommen" genannt, und insbesondere auf die Artikel
177 und 178 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :
In Protokoll Nr. 4 des Abkommens sowie in der Verord­
nung (EWG) Nr. 3705/90 des Rates (2) werden die Durch­
führungsmodalitäten für die in dem Abkommen vorgese­
henen Schutzmaßnahmen festgelegt.
Die französische Regierung ersuchte die Kommission der
Europäischen Gemeinschaften am 26. November 1992
gemäß Artikel 178 Absatz 3 des Abkommens um die
Ermächtigung, die Einfuhren von Bananen mit Ursprung
in Kamerun und Cote d'Ivoire zu beschränken.

Die französischen Behörden machten eine Störung des
französischen Marktes geltend, die in den letzten Wochen
durch die Einfuhren von Bananen aus Kamerun und Cote
d'Ivoire hervorgerufen wurde, welche die Aufnahmefähig­
keit des Marktes und die traditionellen Lieferungen aus
Guadeloupe und Martinique überstiegen .
Die von der Kommission erbetenen zusätzlichen
Auskünfte bestätigten, daß in den letzten Wochen nicht
nur die Verbraucherpreise, sondern auch die Preise in den
Anbaugebieten erheblich zurückgegangen waren. Die
Folge sind außerordentliche Absatzschwierigkeiten bei
Bananen aus Guadeloupe und Martinique, so daß eine
Verschlechterung der Situation dieses Sektors in den
betreffenden Regionen droht.
Die besonders kritisch finanzielle Situation, die für die
Erzeuger dieser Region dadurch entsteht, rechtfertigt die
Genehmigung von Dringlichkeitsmaßnahmen.

Aus diesen Gründen empfiehlt es sich, die Französische
Republik zu ermächtigen, Maßnahmen zur Marktregulie­
rung zu treffen .
Durch eine Beschränkung der Einfuhren von Bananen
mit Ursprung in Kamerun und Cote d'Ivoire auf die
traditionellen Handelsströme läßt sich die Störung besei­
tigen und gleichzeitig die Tragweite dieser Maßnahme auf
das unbedingt Notwendige beschränken —

BESCHLIESST :

Artikel 1

Die Französische Republik wird ermächtigt, im
Monat Dezember 1992 die Einfuhren von frischen
Bananen des KN-Codes ex 0803 00 10 mit Ursprung in
Kamerun und Cöte d'Ivoire in ihr Gebiet auf die Höhe
der Mengen zu beschränken, die aus diesen Ländern im
Vergleichsmonat im Laufe der drei letzten Jahre einge­
führt wurden.

Artikel 2

Die Französische Republik teilt der Kommission die zur
Durchführung dieser Entscheidung getroffenen
Maßnahmen mit.

Artikel 3

Diese Entscheidung gilt bis zum 31 . Dezember 1992.
Artikel 4

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik
gerichtet.

Brüssel, den 2. Dezember 1992

Für die Kommission

Manuel MARlN

Vizepräsident

O ABl. Nr. L 229 vom 17. 8 . 1991 , S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 358 vom 21 . 12. 1990, S. 4.
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 222/88 der Kommission vom 22. Dezember 1987
zur Änderung verschiedener Rechtsakte im Sektor Milch und Milcherzeugnisse infolge der

Einführung der Kombinierten Nomenklatur

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 vom 1. Februar 1988)

1 . Seite 31 , Artikel 24, im „ANHANG" ist „ 1 ." vor dem Gedankenstrich „— Kategorie P einzusetzen .
2. Seite 32, Artikel 24, im „ANHANG" ist „2." vor dem Gedankenstrich „— Kategorie III" einzu­
setzen.
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